
1/2
dbb regional magazin

Mecklenburg-Vorpommern
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Thüringen

Januar/Februar 2011   � 18. Jahrgang

Deutsche Einheit 2010:

Schönwetter-
bericht ...



> dbb regional magazin | Januar/Februar 2011

d
b

b

2

dbb regional>

Regelmäßig veröffentlicht die
Bundesregierung Jahresberich-
te zum Stand der Deutschen
Einheit. Der Bericht 2010 stellt
ein Jubiläum in den Vorder-
grund: die Erinnerung an den
Wandel und den Aufbau der
Demokratie seit 1990 in Ost-
deutschland. Ein wichtiger
Baustein im gesamtdeutschen
Haus kommt allerdings zu
kurz: der öffentliche Dienst
und die Bedeutung einer gut
funktionierenden stabilen Ver-
waltung als Standortfaktor.

Das Ziel der Bundesregierung
ist es, so heißt es auf der Inter-
netseite des Beauftragten der
Bundesregierung für die Neu-
en Länder, Bundesinnenminis-
ter Thomas de Maizière, gleich-
wertige Lebensverhältnisse in
ganz Deutschland mit folgen-
der Strategie herzustellen:
„Die Fortführung der Förder-
strategie zur Stärkung der
Wirtschaftskraft und zum Ab-
bau der Arbeitslosigkeit, Maß-
nahmen zur Stärkung des ge-
sellschaftlichen Zusammen-
halts (beispielsweise bürger-
schaftliches Engagement ge-

gen Extremismus; Aufarbei-

tung der SED-Diktatur) und die

strategische Befassung mit

dem demographischen Wan-

del.“ Der Bericht 2010, der im

September letzten Jahres ver-

öffentlicht worden ist, sei eine

Bilanz der gesellschaftlichen

und wirtschaftlichen Entwick-

lung der letzten 20 Jahre. Sie

sei insgesamt eine Erfolgsge-

schichte. Der Bericht stelle die-

se „Meilensteine“ vor, spare

aber auch die „Schattenseiten“

nicht aus.

Als messbarer Erfolg gilt sicher-

lich die Verbesserung der Ein-

kommenssituation: Das verfüg-

bare Einkommen der Menschen

im Osten habe sich seit der

Wiedervereinigung von circa

8 000 Euro auf knapp 16 000

Euro praktisch verdoppelt. Die

Arbeitslosigkeit sei seit Anfang

der neunziger Jahre, wo unge-

fähr ein Drittel der arbeitsfähi-

gen Bevölkerung  arbeitslos oder

in Beschäftigungsprogrammen

war, auf circa elf Prozent in die-

sem Jahr geschrumpft. 

Herausforderung
 Globalisierung …

Der gewaltige Aufholprozess
der letzten beiden Jahrzehnte
habe gezeigt, dass Ostdeutsch-
land seinen Standort gut ent-
wickelt habe. Das habe auch
die relative Stabilität während
der Finanz- und Wirtschaftskri-
se erwiesen. „Der Osten ist mit
seinen eher kleinteiligen Struk-
turen und seiner Ausrichtung
auf innovative Branchen gut
gerüstet, um auf die zukünfti-
gen Herausforderungen flexi-

>

Jahresbericht 2010: Zum Stand der Deutschen Einheit

Schönwetterbericht ...
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bel zu reagieren. Die Menschen
im Osten sind daran gewöhnt,
dass sich die Welt um sie he-
rum schnell verändern kann.
Das ist in Zeiten der Globalisie-
rung der erste und wichtigste
Schritt, um die bevorstehenden
Herausforderungen zu meis-
tern.“

Dass dafür als Grundlage ein
gut ausgestatteter und effektiv
arbeitender öffentlicher Dienst
notwendig ist, weist der im -
merhin 272 Seiten umfassende
Bericht nur indirekt aus. So
wird zum Beispiel im Kapitel
„Mehr Investitionen in die Bil-
dungsqualität (Kapitel 7.3) aus-
geführt, dass die Bundesregie-
rung gemeinsam mit den Län-
dern ihre Anstrengungen für
die Ausbildung des Fachkräfte-
nachwuchses und der Schaf-
fung attraktiver Ausbildungs-
ordnungen fortsetzen werde.
Dass das in Betrieb und Schule,
im so genannten „dualen Sys-
tem“, stattfindet und dafür en-
gagierte und qualifizierte Leh-
rerinnen und Lehrer notwendig
sind, ist offenbar keiner Erwäh-
nung wert.

Tätigkeitsbereiche der Beschäf-
tigten der Bundesagentur für
Arbeit, der Renten- und Sozial-
versicherung, des Gesundheits-
wesens, der Hochschulen, des
Umweltschutzes, kommunaler
Einrichtungen, im Rahmen des
Ausbaus der Infrastruktur von
Straße bis Schiene, alles das
wird aufgelistet und als Erfolg
dargestellt – ohne nur in einem
Nebensatz zu erwähnen, dass
ohne Personal, ohne Experten
die erfolgreiche Aufbauarbeit
gar nicht hätte geleistet werden
können. Dabei geht es nicht um
Lob, es geht um Investitionen in
den öffentlichen Dienst durch
Bund, Ländern und Kommunen
in allen Bereichen, die zum wei-
teren Ausbau der Deutschen
Einheit notwendig sind oder gar
Schlüsselpositionen innehaben.
Und da liegt vieles im Argen.

Der Bericht will zwar „Schwach-
stellen“ aufzeigen, aber es über-

wiegt das Positive. Was fehlt, ist
eine Leistungsbilanz der Verwal-
tung und eine objektive Analyse
der „Schwachstellen mit der Ab-
sicht, nachzubessern“: Wo fehlt
Personal, wo muss investiert, wo
die Sachausstattung verbessert
werden? Aber das dürfte auch
künftig ein frommer Wunsch
bleiben, der mit dem Hinweis
auf die Zuständigkeiten trefflich
abgewiesen werden kann. Poli-
zei ist ebenso Ländersache wie
der Bildungsbereich … 

Herausforderung
 demographische
 Entwicklung

Die größte Herausforderung 
für Ostdeutschland bleibe die
demografische Entwicklung. In
Folge dieser Situation rechnet
die Bundesregierung damit,
dass die Bevölkerung bis 2030
um rund 15 Prozent schrump-
fen wird. Die ostdeutschen Län-
der werden die ersten sein, die
modellhaft für ganz Deutsch-
land Lösungen entwickeln und
erproben müssen, um flexibel
und der regionalen Bedarfslage
angemessen auf die sich än-
dernden Anforderungen zu rea-
gieren. „Die Entwicklung lässt
sich weder aufhalten noch rück-
gängig machen, aber sie kann
und muss gestaltet werden“,
stellt der Bundesbeauftragte
für die Neuen Länder fest. 

Das muss auch für den öffent-
lichen Dienst gelten, der unter
denselben Nachwuchs- und
Fachkräfteproblemen leidet 
wie die Wirtschaft auch. Wobei
eines hinzukommt: Ohne Be-
amte und Tarifbeschäftigte in
der Verwaltung ist kein Staat zu
machen – Wirtschaft aber auch
nicht. 

In diesem Zusammenhang 
hat sich dbb Chef Peter Heesen
bereits im Dezember 2010 für
eine einfachere Zuwanderung
ausländischer Arbeitnehmer
ausgesprochen: „Wir brauchen
Zuwanderer, um die berufli-
chen Lücken zu füllen, die wir 
in Deutschland haben“, sagte

>

Heesen und kritisierte die ge -
genwärtige politische Debatte
über das beste Zuwanderungs-
system als „… typisch deutsch.
Ich halte nichts davon, dass wir
immer wieder nur über die Ver-
fahren und Risiken diskutie-
ren.“ Die Debatte dürfe nicht
nur von der Sorge geprägt sein,
dass ausländische Fachkräfte
die deutsche Kultur negativ be-
einflussen könnten. Die Nach-
wuchsgewinnung sei auch im
öffentlichen Dienst ein großes
Problem, da er im Wettbewerb
mit der besser zahlenden
 Privatwirtschaft stehe. Es sei
schwierig, Ingenieure und

Techniker zu finden. Selbst die
Bundesagentur für Arbeit in
Nürnberg habe ihren IT-Bereich
in eine eigene Beschäftigungs-
gesellschaft ausgegliedert, um
die Mitarbeiter – jenseits der
Tarife für den öffentlichen
Dienst – besser bezahlen zu
können. Heesen kritisierte zu-
dem, dass es in Deutschland 
so schwierig sei, ausländische
Abschlüsse anerkannt zu be-
kommen. „Bevor sich der indi-
sche IT-Experte in Deutschland
so einem Schwachsinn unter-
zieht, geht er in die USA und
löst dort seine Probleme im
Handumdrehen.“ sm

... hieß es auf dem Titel der
 Juli/August-Ausgabe, der sich
mit dem Schmuggel gefälsch-
ter Zigaretten und dem Scha-
den für Wirtschaft und Fiskus
auseinandersetzte. Dieser
symbolische Titel überzeugte
die Mehrheit der Einsender, die
sich an der Wahl des schönsten
Titelbildes des dbb regional-
magazins 2010 beteiligt ha-
ben. Das freut uns umso mehr,
weil dieses Foto und die Foto-
bearbeitung von unserem  Re -
dakteur Jan Brenner gemacht
worden sind. 

Die Plätze zwei und drei bele-
gen die Titelbilder der Novem-
ber und der Dezember-Ausga-
be. Das eine befasst sich exem-
plarisch mit dem „Kinderland
am Ostseestrand“ und der Vor-
schulstruktur in den neuen Län-
dern, das andere symbolisiert
mit einer „Rolle rückwärts“ 
den Fachkräftemangel Ost, der
durch Anreize für Zuwanderer
aufgefangen werden muss.

Unter allen Einsendern haben
wir unter Ausschluss des Rechts-
 weges drei Kinogutscheine für
jeweils zwei Personen verlost.
Herzlichen Glückwunsch den
Gewinnern und vielen Dank an
alle Leser, die sich an der Wahl
des schönsten Titelbildes 2010
beteiligt haben. �

Meilenweit für eine
Ziegenbock? ...
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Immerhin habe es in der vergan-
genen Zeit signalgebende Tarif-
abschlüsse wie in der Chemie-
oder Metallindustrie, aber auch
im Gastgewerbe Mecklenburg-
Vorpommerns gegeben. So stie-
gen die Löhne vom 2. Quartal
2009 bis 2010 um durchschnitt-
lich 3,4 Prozent. „Aber innerhalb
des öffentlichen Dienstes hinken
die Einkommen im Bereich der
Länder im Vergleich zu Bund
und Kommunen, bezogen bei-
spielsweise auf Straßenwärter,
Krankenschwestern und Ingeni-
eure um 1,3 bis 1,6 Prozent, das
sind 380 bis 610 Euro pro Jahr,
hinterher“, erklärte Knecht. 

Dazu Hans-Jürgen Gülck, Vorsit-
zender der Tarifkommission des
dbb m-v: „Unsere Tarifforderung
fügt sich nahtlos in Aufforderun-
gen der Bundeskanzlerin, der
Bundesminister von der Leyen
und Brüderle  sowie des CDU-
Landeschefs Lorenz Caffier ein,
wonach der wirtschaftliche Auf-
schwung nun endlich auch in

den Geldbörsen der Menschen
ankommen muss. Wir gehen
 davon aus, dass der öffentliche
Dienst in diesen Äußerungen
nicht ausgeklammert wurde und
werden unsere Forderungen auf
geeignete Weise geschlossen
untermauern und durchsetzen.“
Hilfreich dürfte auch das anhal-
tend hohe Wirtschaftswachstum
sein, das die öffentlichen Haus-
halte weniger belaste als be-
fürchtet und laut Steuerschät-
zung den Ländern bis 2012
immerhin 6,3 Prozent höhere
Steuereinnahmen beschere.

„Die Schuldenfreiheit Mecklen-
burg-Vorpommerns und die be-
reits jetzt erfüllten Kriterien zur
Schuldenbremse waren ein har-
ter Weg, den alle Beschäftigten
des Landes mitgetragen haben
und darüber hinaus auch Opfer
bringen mussten. Wir erwarten
allein aus Fürsorgegründen ei-
nen tragfähigen Tarifabschluss
sowie die zeit- und inhaltsglei-
che Übertragung des Tarifab-

schlusses auf die Landes- und
Kommunalbeamten. Nur so
lässt sich Attraktivität und Zu-
kunftsfähigkeit des öffentlichen
Dienstes im Land erhalten“, so
Dietmar Knecht abschließend. 

Knecht ist Mitglied der Ver-
handlungskommission und
wird am 4. Februar 2011 und
bei den weiteren Verhandlungs-
terminen mit der TdL (Verhand-
lungsführer ist Hartmut Möll-
ring, Finanzminister von Nie -

dersachsen) in Potsdam anwe-
send sein.

Von der Einkommens- und Be-
soldungsrunde sind in Meck-
lenburg-Vorpommern über
40 000 Tarifbeschäftigte und
Beamte, davon circa 10 000
Lehrer, über 5 000 Polizisten
sowie 2 500 kommunale Be-
amte betroffen. �

Einkommens- und Besoldungsrunde 2011:

Akzeptable Forderung
„Fünf Prozent mehr Einkommen bedeutet eine akzeptable Forderung. 
Sie verhindert ein weiteres Abkoppeln von der nach Artikel 33 (5) Grund-
gesetz verbrieften Teilhabe der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes
an der allgemeinen Einkommensentwicklung“, sagte dbb Landesvorsit-
zender Dietmar Knecht am 14. Dezember 2010 am Rande der Sitzung der
dbb Bundestarifkommission anlässlich der bevorstehenden Tarifrunde
für die Länder in Berlin.

> Die Tarifforderung

> Sockelbetrag in allen Entgel-
ten in Höhe von 50,00 Euro
 (circa zwei Prozent)

> lineare Anhebung der  Tabel -
lenentgelte um drei Prozent

> Übernahme aller Azubis

> zeit- und inhaltsgleiche Über-
tragung auf die  Beamtenschaft

> Öffnungsklauseln für  Alters -
teilzeit

> Abschluss der 2009 verhan-
delten Entgeltordnung

> Laufzeit 14 Monate

> Additum für Gewerkschafts-
mitglieder

> Tarifpflege

Am 24. November 2010 fand im Plenarsaal des Oberlandesgerichts
Rostock der Rechtspflegertag 2010 statt. Nach einem Grußwort des
Präsidenten des Oberlandesgerichts Burkhard Thiele, in dem er den
Rechtspflegerinnen und Rechtspflegern für ihre Einsatzbereitschaft
insbesondere bei der Einführung der neuen Fachverfahren dankte
und betonte, dass die Justiz weiterhin auf diesen überobligatori-
schen Einsatz angewiesen sei, fand vormittags die inzwischen  tra -
ditionelle Fortbildungsveranstaltung statt. Dem Vorstand des BDR
M-V war es erneut gelungen, den Psychologen Jörg Klingohr als Do-
zenten zu gewinnen. Klingohr referierte zum Thema „Selbstmotiva-
tion und Organisation am Arbeitsplatz“. Zum öffentlichen Teil der
Mitgliederversammlung begrüßte der BDR M-V Rainer Dopp, Staats-
sekretär im Justizministerium, sowie den Vizepräsidenten des Ober-
landesgerichts Rostock, Peter Winterstein. Der Rechtspflegertag be-
grüßte die jährliche Einstellung von Rechtspflegeranwärtern. Es sei
aber abzuwarten, ob sich Dozenten für die FH Güstrow finden lassen.
Ohne zusätzliche Dozenten sei die Erhöhung der Anwärterzahlen
nicht umsetzbar. Der Einführung der Vertrauensarbeitszeit und der
Geschäftsverteilung durch Rechtspflegerpräsidien steht das  Justiz -
ministerium allerdings weiterhin sehr skeptisch gegenüber, ist aber
bereit in Einzelfällen Anträge auf Heimarbeit zu prüfen.

> Rechtspflegertag 2010

> Frank Stöhr (Mitte) mit den Mitgliedern der Bundestarifkommission
aus M-V Hans-Jürgen Gülck, Dietmar Knecht, Christel Költzow, Michael
Blanck (von links).
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Neben den Kommissionsmit-
gliedern aus den Fachgewerk-
schaften des dbb m-v nahmen
Wilfried Petermann und Jürgen
Günther aus der zuständigen
Abteilung des Finanzministeri-
ums sowie Matthias Warnking,
Referent im Geschäftsbereich
Besoldung und Versorgung
beim dbb Bund, an der Veran-
staltung teil.

Den Einführungsvortrag hielt
Ministerialrat Wilfried Peter-
mann, Experte für Besoldungs-
und Versorgungsrecht im Fi-
nanzministerium. Er betonte
die Notwendigkeit, das Gesetz
aus Gründen der Rechtssicher-
heit anzupassen und ging ins-
besondere auf die Altersdiskri-
minierung ein. Weiter gab er
 Erläuterungen zum vorgesehe-
nen Wechsel von Lebensalters-
stufen zu Erfahrungsstufen so-
wie zur geplanten Kürzung der
anrechenbaren Ausbildungszei-
ten. Um aus der Wirtschaft er-
fahrene Fachleute gewinnen zu

können, wird über Anrechen-
barkeiten von bis zu fünf Vor-
jahren nachgedacht. Die Stel-
lenobergrenzen sollen wegen
der anfallenden Aufgaben erst
einmal nur in den Landesober-
behörden aufgehoben werden. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf
legt den Schwerpunkt zunächst
auf die Übertragung beziehungs-
weise Anpassung von Bundes- in

oder an Landesrecht. Für die
nächste Legislaturperiode ist eine
weitere Gesetzesnovelle geplant. 

Thomas Krupp, Vorsitzender der
Kommission, forderte, Besol-
dung und Versorgung nicht von-
einander abzukoppeln. „Leider
ist der Unterschied des Renten-
systems und des Versorgungs-
systems der Beamten mit seinen
Verpflichtungen nicht leicht

durchschaubar. Hier müssen wir
noch Aufklärungsarbeit leisten!“

dbb Landeschef Dietmar Knecht
verwies mit Sorge auf die Kon-
kurrenzsituation im öffentli -
chen Dienst unter den Bundes-
 ländern. „Wir brauchen Stabi-
lität und bei Vergleichbarkeit
der Aufgaben gleiche Besol-
dung für die Bearbeiter, unab-
hängig vom Bundesland.
17 verschiedene Versorgungs-
und Besoldungstabellen sind
der Tod der geforderten  Flexi -
bili sierung und Durchlässigkeit.
Die damals von den Politikern
durch die Föderalismusreform
versprochenen Verbesserungen
sind nicht eingetreten.“ Hier
habe der damalige  Minister -
präsident von Mecklenburg-
Vorpommern Harald Ringstorff
bei der Ablehnung des Gesetzes
– als einziger Landesfürst –
Weitblick bewiesen.

Der dbb m-v sieht es als eine
vorrangige Aufgabe an, die
 Attraktivität des öffentlichen
Dienstes besonders in Mecklen-
burg-Vorpommern nicht aus
den Augen zu verlieren. Diesem
Ziel hat sich auch eine durch
das Innenministerium gegrün-
dete Arbeitsgruppe an der
Fachhochschule für öffentliche
Verwaltung, Polizei und Rechts-
pflege in Güstrow verschrieben,
in der Dietmar Knecht und
 Thomas Krupp mitarbeiten. �

Dienstrechtskommission des dbb m-v:

Gesetzesänderungen diskutiert
Das vom Finanzministerium eingebrachte Gesetz zur Überleitung besol-
dungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften des Bundes in Landes-
recht stand im Mittelpunkt der Sitzung der Dienstrechtskommission des
dbb m-v am 19. Januar in der Geschäftsstelle des dbb in Schwerin. 

Ministerialrat Wilfried Petermann (dritter von links) erörterte das
 Gesetzesvorhaben zur Überleitung besoldungs- und versorgungsrecht-
licher Vorschriften des Bundes.

>

Der VBE-Landesvorsitzende
 Michael Blanck: „Es reicht
nicht, nur vom künftigen Leh-
rermangel zu sprechen, es
muss endlich gehandelt wer-
den. Und dazu gehört eine

Lehrerbildung im Land, die
auch unter dem Aspekt der
Vergleichbarkeit und Anerken-
nung in allen Bundesländern
neu geregelt werden muss.“
Hintergrund sei, dass die Lehr-

amtsstudiengänge in den ein-
zelnen Bundesländern unter-
schiedlich strukturiert seien.
So müssten Absolventen von
Lehramtsstudiengängen bei
 einem Wechsel in ein anderes
Bundesland sich erst einer
Überprüfung der Abschlüsse
unterziehen. Der VBE fordert
bereits seit langem, dass diese
Kleinstaaterei in der Bundes re-
publik überwunden wird. 

„Wenn nach der vorgelegten
Lehrerbedarfsplanung bis 2030
zwar feststeht, welche Lehrer
wir wann brauchen, ist damit
noch lange nicht geregelt, dass
dann diese Lehrer auch zur Ver-

fügung stehen“, so Blanck. Da-
bei muss man beachten, dass 
es einen Vorlauf von sieben bis
zehn Jahren braucht, bis Lehrer
zur Verfügung stehen, die nach
einem neuen  Lehrerbildungs -
gesetz ausgebildet wurden.
„Die Probleme der Zukunft sind
also zum Teil in der Vergangen-
heit hausgemacht worden, da
es fast zehn Jahre lang nicht ge-
lungen ist, ein solches Gesetz
auf den Weg zu bringen. Wir
brauchen aber auch keinen
Schnellschuss, der nach hinten
losgeht. Deshalb erwarten wir
eine rechtzeitige und umfang-
reiche Beteiligung.“ �

Lehrerbildungsgesetz:

Zeit zu handeln
Der Verband Bildung und Erziehung (VBE) er-
wartet, dass noch in dieser Legislaturperiode
ein neues Lehrerbildungsgesetz eingebracht
wird, und kritisiert, dass dieses Gesetz schon
seit fast zehn Jahren auf der Agenda steht.



den. Es ist den neuen Landkrei-
sen aber auch freigestellt, nur
die noch zur Verfügung stehen-
den Haushaltsansätze in einem
Haushaltsplan zusammenzu-
führen. Hieraus ergibt sich ein
in der Praxis schwer umzuset-
zendes Problem. Es ist den
Landkreisen in 20 Jahren Kame-
ralistik nicht gelungen, sämtli-
che auszuführende Aufgaben in
gleichen Haushaltsstellen zu
veranschlagen. In jedem Land-
kreis werden entsprechend sei-
nen individuellen Bedürfnissen
kamerale Haushaltsstellen ver-
wendet. Eine reine rechnerische
Addition – oder auch Zusam -
menführung – würde bedeu-
ten, dass bereits mit der Pla-
nung für 2011, also zum jetzi-
gen Zeitpunkt, bei den zusam -
mengehenden Landkreisen voll-
kommen übereinstimmende
Haushaltsstellen verwendet
werden. Daher sollte überdacht
werden, ob die Haushalte der
bisherigen Landkreise analog
des Landkreisneuordnungsge-
setzes von 1993 bis zum Jahres -
ende 2011 jeweils zu Ende ge-
führt werden können, ohne
dass sie zu einem Haushalts-
plan zusam mengeführt werden
müssen.

Gemäß § 11 LNOG gehen die
Aufgaben der eingekreisten
Städte mit Bildung der neuen
Landkreise auf die neuen Land-
kreise über. Von den eingekreis-
ten Städten wird gemäß Kreis-
strukturgesetz Artikel 6 Ände-
rung des FAG § 23 keine Kreis-
umlage zur Finanzierung der
übergehenden Aufgaben bis
31. Dezember 2011 erhoben.
Die Finanzierung der Aufgaben
soll gemäß § 42 (2) LNOG auf
dem Erstattungswege erfolgen.
Hier sollte den betreffenden Kör-
perschaften die in § 11 (3) letz-
ter Satz LNOG erlaubte Möglich-
keit grundsätzlich eingeräumt
werden, so dass die eingekreis-
ten Städte bis zum 31. Dezem-
ber 2011 diese Aufgaben wahr-
nehmen. In Umsetzung dessen
sollten Vereinbarungen bereits
vor Inkrafttreten des Artikels 1
§ 1 wirksam abgeschlossen wer-
den können. Für die sich erge-
benden finanziellen Ausgleichs-
berechnungen ist wiederum zu-
sätzliches Personal notwendig,
welches in den Verwaltungen
derzeit nicht vorhanden ist. So-
mit müssten den vorhandenen
Beschäftigten zusätzliche Aufga-
ben übertragen werden.

Enorme Belastungen

Ein weiteres und nicht zu unter-
schätzendes Problem sehen wir
in der zeitgleichen Umsetzung
zweier großer Reformen. Nach
den derzeitigen Terminstellun-
gen müssen neun von zwölf
Landkreisen für das Jahr 2012
 eine Eröffnungsbilanz aufstellen
und damit ihr Rechnungswesen
auf die Doppik umstellen. Ne-
ben den enormen zeitlichen Ar-
beitsbelastungen der Mitarbei-
ter in den Verwaltungen wird
vor dem Umstellungstermin
(Buchungsbeginn spätestens
Mitte Dezember 2011) circa ein
Jahr Vorlauf für einen genau
festgelegten Terminplan für

>

Die Mitglieder der komba
 gewerkschaft mecklenburg-
 vorpommern beschäftigen sich
in ihren Behörden sehr intensiv
mit den anstehenden Reformen
zur Landkreisneuordnung und
zur Umstellung des Rechnungs-
wesens in den Gemeinden,
Städten, Ämtern und Landkrei-
sen unseres Landes. In der Sit-
zung des Landeshauptvorstan-
des am 5. und 6. November
2010 haben sich ihre Mitglieder
über die bevorstehende Gebiets-
reform und die Reform des Ge-
meindehaushaltsrechtes ver-
ständigt. Zahlreiche Probleme
und Fragen bleiben offen …

Für die mit dem Landkreisneu-
ordnungsgesetz vorzunehmen-
den Veränderungen sind ein lan-
ger Vorbereitungszeitraum und
umfangreiche Absprachen zwi-
schen den Landkreisen und
Städten, die im künftigen Groß-
kreis aufgehen werden, erfor-
derlich, damit die neuen Verwal-
tungen von Beginn an hand-
lungsfähig sind. Aktuell werden
Gespräche zwischen den Ver-
waltungen jedoch nur zögerlich
geführt, Einigungen nur in unzu-
reichendem Umfang erzielt, be-
sonders in denen, die sich zur
Klage vor dem Verfassungsge-
richt entschlossen haben. Die
Mitarbeiter in einigen Verwal-
tungen werden schlecht über
die zu erledigenden Aufgaben
informiert. Reformen können
aber nur dann erfolgreich sein,
wenn alle Beteiligten an einem
Strang ziehen.

Mangelnde 
Voraussetzungen

Einvernehmliche Absprachen
zwischen den Landkreisen und
Städten, die im künftigen Groß-
kreis aufgehen werden, gestal-
ten sich schwierig.

Die Landkreise und auch die bis-
her kreisfreien Städte haben in

>

den vergangenen 15 Jahren –
nicht zuletzt wegen desolater
Haushalte – Anstrengungen
unternommen, um die anste-
henden Aufgaben optimal zu
 lösen. In der immens kurzen Vor-
bereitungszeit bis zur  Gebiets -
reform wird es den Körperschaf-
ten mit dem vorhandenen Per-
sonalbestand kaum möglich
sein, die für den künftigen Groß-
kreis erforderlichen Abstimmun-
gen vorzunehmen. Hier müssten
von der Landesregierung die er-
forderlichen Voraussetzungen
geschaffen werden.

In der komba gewerkschaft sind
auch Mitarbeiter der Landkreise
organisiert, die am Reformpro-
zess beteiligt sind. Neben oben
genannten Fragen sehen auch
sie Probleme in der Umsetzung
der gesetzlich geregelten Um-
stellungsaufgaben. Erfahrungen
aus der letzten  Reform 1994
sollten genutzt werden können.

Ein großes Problem stellt der
§ 24 des LNOG M-V dar. Danach
sollen die bisherigen Landkreise
für das Jahr 2011 eine Haus-
haltssatzung mit Ansätzen für
das ganze Jahr 2011 erlassen.
Für die verbleibende Zeit kann
eine Haushaltssatzung vom
neuen Landkreis erlassen wer-
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komba gewerkschaft m-v:

Gebietsreform wird zur Belastungsprobe

Ruhige Plätzchen gibt es in Mecklenburg-Vorpommern genügend. Der
Blick auf die Idylle lässt das Knirschen hinter den Kulissen der Gebiets-
reform nicht erahnen.

>
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Der dbb und die Gewerkschaft
Deutscher Lokomotivführer
(GDL) halten an der Forderung
nach einem Vergabegesetz für
Mecklenburg-Vorpommern
fest. Dies bekräftigten der dbb
Landesvorsitzende Dietmar
Knecht (GDL) sowie GDL-Lan-
deschef Volker Krombholz am
21. Januar anlässlich eines Ge-
sprächs mit Verkehrsstaatsse-
kretär Sebastian Schröder und
VMV-Geschäftsführer Detlef
Lindemann in Schwerin.

„Da das Schlichtungsergebnis
aus unserer Sicht nicht rele-
vant für die Lokomotivführer
ist, halten wir an unserer For-
derung fest“, bekräftigte
Knecht. „Das ist die einzige
Möglichkeit, den Wettbewerb
auf dem Rücken der Beschäf-
tigten endlich zu beenden. Wir
begrüßen daher die Absichten
der Koalitionäre ausdrücklich.“

Die Regierungsfraktionen hat-
ten sich am 19. Januar 2011
darauf verständigt, einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf
im März 2011 in den Landtag
einzubringen.

Aus Sicht des Verkehrsministe-
riums haben die Interessen der
Beschäftigten einen sehr ho-

hen Stellenwert, der sich im
Vergabegesetz widerspiegeln
muss. Die Ausschreibung des
„Warnownetzes“ durch die
VMV trägt dem bereits Rech-
nung. Zusätzlich hat sich die
Deutsche Bahn (DB) verpflich-
tet,  einen in der Branche reprä-
sentativen Tarifvertrag anzu-
wenden.

„Wir reden erstmals seit langer
Zeit wieder über Neueinstel-
lungen von Lokomotivführern,
die aber in Unternehmen be-
schäftigt sind, die weit unter
DB-Niveau bezahlen“, so Vol-
ker Krombholz. „Weiterhin
wollen wir verhindern, dass
unsere langjährigen und erfah-
renen Kollegen bei Betreiber-
wechseln als Berufsanfänger
behandelt werden.“ �

Vergabegesetz bei der Bahn:

Forderungen
 bekräftigt

Detlef Lindemann (Geschäftsführer VMV), Volker Krombholz (GDL),
Dietmar Knecht (dbb) und Sebastian Schröder (Staatssekretär im Ver-
kehrsministerium, von links).

>

komba mit neuem 
Internetauftritt

Übersichtlich und informa-
tiv ist der neue Internetauf-
tritt der komba m-v, der seit
Dezember 2010 online ist
und von der dbb Internet-
redaktion betreut wird.
 Weitere Informationen
 unter: www.komba-mv.de

> Schuldenbremse unnötig

„Das Verankern der Schuldenbremse in der Landesverfassung ist
Augenwischerei und absolut unnötig“, sagte dbb Landesvorsitzen-
der Dietmar Knecht am 26. Januar 2011 am Rande der Plenarsit-
zung des Landtages, „der Bund hat bereits 2009 die Schuldenbrem-
se auch für die einzelnen Bundesländer im Grundgesetz verankert,
an dieser kommt M-V ohnehin nicht vorbei.“ Der Landtag hatte in
einer aktuellen Stunde darüber beraten, ob eine zusätzliche Schul-
denbremse in die Landesverfassung aufgenommen werden soll.
Die Regierungsfraktionen haben allein dafür keine notwendige
Zweidrittelmehrheit und sind auf die Unterstützung der anderen
demokratischen Fraktionen angewiesen. Artikel 109 Absatz 3 GG
verpflichtet Bund und Länder, grundsätzlich ohne Kredite auszu-
kommen. Ausnahmen gestatten eventuelle Naturkatastrophen
oder außergewöhnliche Notsituationen. In Verbindung mit Artikel
143 d verpflichtet das Grundgesetz auch Mecklenburg-Vorpom-
mern, ab 2020 seinen Landeshaushalt ohne Neuverschuldung auf-
zustellen. Mit diesen Neuregelungen hat die Mehrheit der Länder
freiwillig Eingriffsrechte in ihre Verfassungsautonomie eingeräumt
und darüber hinaus Gestaltungsmöglichkeiten der jeweiligen
Haushalte eingeschränkt. Während der Bund sich weiterhin in
 Höhe von 0,35 Prozent des BIP verschulden darf, bleibt den Ländern
diese Möglichkeit versagt. „Die Landesregierung und mit ihr alle
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes haben in den vergangenen
Jahren bewiesen, dass ein Haushalt ohne Neuverschuldung auf-
stellbar und durchsetzbar ist, Ausnahmen können  einfach  gesetz -
lich geregelt werden. Warum also eine Änderung der Landesverfas-
sung?“, so Knecht abschließend.

Umstellungsarbeiten benötigt,
welcher alleine für Umstellungs-
arbeiten in der HKR-Software
notwendig ist. Zu diesem Zeit-
punkt müssen sich die zusam -
mengehenden Landkreise be-
reits auf eine gemeinsame HKR-
Software geeinigt haben, was
noch nicht durchgängig erfolgt
ist. Die zusammengehenden
Landkreise müssten dieselbe
Transformationsmatrix anwen-
den, was wiederum einen iden-
tischen kameralen Haushalt vor-
aussetzt. Und dieser müsste
demnach bereits mit der Pla-
nung 2011 – also jetzt – hun-
dertprozentig übereinstimmend
aufgestellt sein. Außerdem sind
die Schnittstellen der Fachver-
fahren auf die Doppik anzupas-
sen, welche für eine spezielle
HKR-Software programmiert
werden.

Für die Umstellung auf das dop-
pische Buchführungssystem
werden für die Vorarbeiten
rechtzeitige Festlegungen zur
Verwaltungsstruktur benötigt,
soweit Auswirkungen auf die
Bildung der doppischen Teil-
haushalte bestehen. Gesicherte
Verwaltungsstrukturen beste-

hen frühestens mit Bildung der
neuen Landkreise, also ab Sep-
tember 2011, oder sogar später.
Zu diesem Zeitpunkt wären je-
doch wesentliche Umstellungs-
arbeiten bereits abgeschlossen
und könnten dann nicht mehr
geändert werden.

Ein wesentliches Ziel der Doppik
besteht in der Steuerung der
Haushalte. Im ersten Jahr nach
der Zusammenführung der
Landkreise bei zeitgleicher Um-
stellung des Rechnungswesens
werden neben den vorhandenen
Schwierigkeiten im ersten dop-
pischen Jahr Findungsprozesse
der neuen Landkreise eher hin-
derlich als förderlich sein, so dass
das eigentliche Ziel der Doppik,
die Steuerung der Verwaltungen
und ihrer Haushalte, 2012 nicht
erreicht werden kann.

Es wäre sehr zu begrüßen, 
wenn die Frist zur Umstellung
des Rechnungswesens um ein
bis zwei Jahre verlängert würde.
Damit könnten sich die Land-
kreise und die einzukreisenden
Städte zunächst auf ein gemein-
sames Rechnungswesen kon-
zentrieren. �



Die aufgegebene Unterschei-
dung zwischen Arbeitern und
Angestellten im Sinne des Ta-
rifrechtes durch die Einführung
von TVöD und TV-L wird bei
den diesjährigen Personalrats-
wahlen zu einer Änderung füh-
ren. Das Sächsische Personal-
vertretungsgesetz unterschei-
det jetzt nur noch die Gruppen
Arbeitnehmer und Beamte.
Der Wahlzeitraum wurde von
vier auf fünf Jahre erhöht.

In der jüngsten Vergangenheit
hat es in den Landesverwaltun-
gen und in den Kommunen
 einen stetigen Personalabbau
gegeben, bei gleichzeitig wach-
senden Anforderungen und im-
mer schlechter werdenden
Rahmenbedingungen. Die Be-
schäftigten in den Behörden,
Schulen und Kommunen haben
die negativen Folgen zu tragen.
In den Reformprozessen fühlen
sich viele allein gelassen und
sehen sich als  die jenigen, auf
deren Rücken ein großer Teil
der „Reformen“ ausgetragen
wird. Standortzusammenle-
gungen fordern Flexibilität von
den Beschäftigten. Längere
Fahrtstrecken zu den Dienst-
stellen und Betrieben werden
von den Arbeitnehmern und
Beamten geschultert. Refor-
men werden als Griff ins Porte-
monnaie  verstanden. Und dies
völlig zu Recht. 

Vor diesem Hintergrund sind
die Personalräte mehr denn je
Ansprechpartner der Beschäf-
tigten. Die Personalräte sind es,
die im Interesse der Beschäf tig-
ten versuchen müs-sen, Nach-
teile abzuwehren und interes-
sengerechte Entscheidungen

herbeizuführen. Starke Perso-
nalräte sind deshalb erforder-
lich, um die Interessen der Be-
schäftigten auch in Zukunft zu
sichern. Die Personalräte müs-
sen darauf achten, dass Moder-
nisierungsvereinbarungen, fle-
xible Arbeitszeiten, Aufstiegs-
verfahren, Beförderungsent-
scheidungen und Personalent-
scheidungen bei den anstehen-
den Verwaltungskonzentratio-
nen spannungsfrei und gerecht
 gehandhabt werden.

Verantwortung 
wahrnehmen …

Deshalb kommt den Personal-
ratswahlen 2011 vor dem
Hintergrund des Auslaufens
des Kündigungsschutzes im
Rahmen der Verwaltungs- und
Funktionalreform 2008 insbe-
sondere in den Landkreisen
und der angekündigten Verwal-
tungskonzentration im Bereich
der Landesverwaltung eine her-
ausragende Bedeutung zu.

Es gilt, für die nächsten fünf
Jahre die Weichen für die Ge-

>

staltung der Rahmenbedin-
gungen in den Landesverwal-
tungen und in den Kommu-
nen, und damit für jeden ein-
zelnen Beschäftigten vor Ort,
richtig zu stellen.

Erstmalig finden Personalrats-
wahlen in den ab 1. Januar
2011 zu bildenden Jobcentern
statt. In allen kreisfreien Städ-
ten und Landkreisen, in denen
bis zum 31. Dezember 2010 ei-
ne Arbeitsgemeinschaft (ARGE)
nach § 44 b SGB II (alter Fas-
sung) bestand, werden zum
1. Januar 2011 neue gemeinsa-
me Einrichtungen gebildet, die
die Aufgaben der alten Arbeits-
gemeinschaft fortführen. Sie
werden die Bezeichnung Job-
center tragen.  Die Jobcenter
bilden eine neue Dienststelle,
in der nach § 44 h SGB II das
 Bundespersonalvertretungs -
gesetz anzuwenden ist. Träger
des Jobcenters sind die  jewei -
ligen Kommunen und die Bun -
desagentur für Arbeit. Die
Funktion des  Dienststel lenlei -
ters nimmt der/die Geschäfts-
führer/-in des Jobcenters wahr.
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Personalratswahlen 2011:

Kandidieren und wählen!
Die diesjährigen Personalratswahlen finden planmäßig im Zeitraum vom
1. März bis zum 31. Mai 2011 statt. In diesem Jahr finden zusätzlich die
regelmäßigen Wahlen zur Jugend- und Auszubildendenvertretung im
Zeitraum vom 1. bis 31. Mai 2011 statt. 

Die zugewiesenen Beschäftig-
ten bleiben aber im Arbeits-
beziehungsweise Beamtenver-
hältnis zur Herkunftsdienst-
stelle. Diese nehmen auch in
den Fällen der Einstellung be-
ziehungsweise Entlassung die
Mitbestimmungsrechte wahr.

… und Flagge zeigen

Die Personalratsmitglieder der
Fachgewerkschaften des sbb
haben in der Vergangenheit
beweisen können, dass sie sich
engagiert und kompetent für
die Interessen der Beschäftig-
ten einsetzen und ihren be-
rechtigten Anliegen den gebo-
tenen Nachdruck verleihen.
Auch in Zukunft soll man sich
auf die Personalratsmitglieder
der Fachgewerkschaften des
sbb verlassen, gerade dann,
wenn noch schwierigere Pro-
bleme zu bewältigen sind.

Unsere Bitte ist: Stellen Sie
sich als Kandidatinnen und
Kandidaten zur Verfügung. 

Der sbb beamtenbund und
 tarifunion sachsen wird eine
Broschüre zur Wahl herausge-
geben. In der Broschüre  wer-
den die gesetzlichen Grundla-
gen zur Personalratswahl, das
aktualisierte Sächsische Perso-
nalvertretungsrecht und die
neue Wahlordnung veröffent-
licht. Diese Broschüre kann von
den Wahlvorständen und für
die Personalratsarbeit genutzt
werden. Die aufgeführten  Ge -
setze sind auf www.sbb.de  ein -
ge stellt. Dort werden wir regel-
mäßig noch weitere Formulare
und Hinweise zur Wahl zur Ver-
fügung stellen. Bei offenen Fra-
gen und Problemen ist der sbb
und die in ihm vereinigten Fach-
gewerkschaften und Berufsver-
tretungen im Rahmen ihrer
Dienstleistungsangebote für
die Mitglieder gern bereit, Sie
zu beraten und zu unterstützen.

André Ficker

Vorsitzender der 
Kommission  Personal -

vertretungsrecht im sbb

>
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„Den Optimismus der Sächsi-
schen Staatsregierung für das
Jahr 2011 vermögen im öffent-
lichen Dienst des Freistaates
Sachsen nur sehr wenige zu tei-
len. Die von vielen Unterneh-
men bereits in Aussicht gestell-
ten Erhöhungen der Lebenshal-
tungskosten in 2011, so etwa
bei Energie, Heizöl, Treibstoffen,
Lebensmitteln und Bekleidung
sowie die Erhöhungen der Bei-
träge für die gesetzliche und pri-
vate Krankenversicherung und
für die Arbeitslosenversiche-
rung, werden die Tarifbeschäf-
tigten und Beamten, wie alle
Bürger hart treffen. Auch ihr Lob
für die geleistete gute Arbeit der
Bediensteten in schwieriger Zeit
und unter komplizierter werden-
den Bedingungen wird insbe-
sondere von den rund 40 000
Beamten, Richtern, Staatsanwäl-
ten und Versorgungsempfän-
gern Sachsens eher als purer
Hohn und Heuchelei empfun-
den. Der Dank und die Anerken-
nung der Staatsregierung in
2010 bestand praktisch in einer
eklatanten Missachtung und
Geringschätzung der Leistungen

der Beamten, Richter und
Staatsanwälte des Freistaates
Sachsen, was seinen Ausdruck in
der ersatzlosen Aufhebung des
Sächsischen  Sonderzahlungs -
gesetzes fand.

Die 34 im Sächsischen Beam-
tenbund vertretenen Gewerk-
schaften und Berufsverbände
werden in enger Zusammenar-
beit mit dem DGB Sachsen so-
wie den Richtervereinigungen
und den Staatsanwälten Sach-
sens auf eine verfassungsge-
rechte amtsangemessene Ali-
mentation klagen.

Es ist eine Tatsache, dass zu-
kunftsorientierte Reformen,
die Sachsen dringend braucht,
nur mit und nicht ohne oder
gar gegen das Personal gelin-
gen können. 

Der Sächsische Beamtenbund
war und ist zu jeder Zeit zu
konstruktiven Gesprächen be-

reit, um Möglichkeiten zu fin-
den, wie das extrem gestörte
Vertrauensverhältnis zwischen
Staatsregierung und den Ange-
stellten und Beamten des öf-
fentlichen Dienstes Sachsens
wenigstens teilweise wieder-
hergestellt werden könnte.“

Den vollen Wortlaut des offe-
nen Briefes des Landesvorsit-
zenden des sbb an den Minis-
terpräsidenten des Freistaates
Sachsen finden Sie im Internet
unter: www.sbb.de �

Offener Neujahrsbrief des sbb an den Ministerpräsidenten Sachsens:

Beamtenbund 
gegen Streichung der Sonderzahlung
In einem offenen Brief an den sächsischen  Ministerpräsidenten Stanislaw Tillich findet der Chef
des sbb, Günter Steinbrecht, deutliche Worte zu den jüngsten Kürzungen und  Ein sparungen im
Doppelhaushalt 2011/2012:

Traueranzeige des sbb in der Sächsischen Zeitung vom 23. Dezem-
ber 2010.

>

> Termine 2011

Rechtsberatungen für Mitglieder der sbb Gewerkschaften zu Fragen
im Zusammenhang mit ihrer beruflichen oder gewerkschaftlichen
Tätigkeit finden in der sbb Landesgeschäftsstelle, Theresienstraße
15, 01097 Dresden, Tel. 0351.4716824 zu folgenden Terminen statt:
5.1., 2.2., 2.3., 6.4., 4.5., 1.6., 6.7., 3.8., 7.9., 5.10., 2.11., 7.12.2011

Ebenso führt der sbb auch 2011 wieder Beratungen zu Renten-, Ver-
sorgung- und Beihilfefragen in der Landesgeschäftsstelle des sbb
durch: 27.1., 24.2., 28.3., 28.4., 26.5., 23.6., 28.7., 25.8., 29.9., 27.10.,
24.11., 13.12.2011

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. 
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Weihnachtsgeld weg – Vertrau-
en hinüber. Die sächsischen Be-
amtinnen und Beamten sind
empört über den Beschluss des
Landtages zur Streichung ihrer
Sonderzahlung. Diese Handlung
zeigt, was den Politikern der öf-
fentliche Dienst wert ist. Wäh-
rend zeitgleich die faktische Er-
höhung der Diäten und generöse
Rentenregelungen beschlossen
werden, wird den Beamtinnen
und Beamten, die tagtäglich mit
ihrer Gesundheit für die Sicher-
heit und Stabilität des öffent-
lichen Lebens eintreten, ein
Schlag ins Gesicht verpasst. Das
wird nicht ohne Folgen bleiben.
Die Motivation der Kolleginnen
und Kollegen geht den Bach run-
ter. Die Bereitschaft, zusätzliche
Belastungen zu übernehmen,
wird deutlich sinken. Wir sind
nicht mehr gewillt, als Spar-
schwein der Nation herzuhalten.
Die Politik spielt mit dem Feuer.
Auch Beamte haben Belastungs-
grenzen und das Maß ist voll.

Personalknappheit, hohe Kran-
kenstände und ständig neue
Aufgaben und Strukturen ha-
ben die Kollegen verschlissen.
Die Kürzung der Einkommen
haben das Fass zum Überlaufen
gebracht. Wir fordern die Politi-
ker auf, ihre Verweigerungshal-
tung aufzugeben und einen
deutlichen Schritt auf uns zuzu-
gehen. Wir fordern die Wieder-
einführung der Sonderzahlung
oder die Einarbeitung der Son -
derzahlung in die monatliche
Bezügezahlung. Wir werden
 zudem die Rechtmäßigkeit des
nicht hinnehmbaren Einschnitts
in unsere Einkommen gericht-
lich überprüfen lassen. Eines
muss den Politikern jedoch klar
sein. Das Vertrauen in die Politik
ist hinüber. Tun Sie das Richtige,
um es wiederherzustellen.

Sonderzahlung weg, unser
 Wille bleibt. DSTG fordert Aus-
gleich! Wie befürchtet, wird ab
2011 die jährliche Sonderzah-
lung gestrichen.

Beamtinnen und Beamte müs-
sen nun auf viel Geld verzich-
ten: Anwärter 350 Euro, einfa-

cher/mittlerer Dienst 1 025 Euro,
gehobener Dienst 1 200 Euro,
höherer Dienst 1 500 Euro. Das
ist ungerecht! Das ist Besol-
dungsraub per Gesetz!

Wir alle leisten gute Arbeit in
der Finanzverwaltung. Und be-
reits in den letzten Jahren haben
wir immer wieder durch Ein-
schnitte zum Sparen beigetra-
gen! Die Forderung der DSTG in
einem offenen Brief an den Mi-
nisterpräsidenten lautet: Korri-
gieren Sie den gravierenden Feh-
ler – die Streichung der Sonder-
zahlung – im Rahmen der anste-
henden Reform des Dienst-, Be-
soldungs- und Versorgungsrech-
tes im Freistaat Sachsen. Wir
plädieren weiterhin für die – be-
reits in den Eckpunkten zur Be-
amtenrechtsreform vorgesehe-
ne – Einarbeitung der Sonder-
zahlung in die monatlichen
Grundbezüge.

Unanständig, ungerecht,  unso -
zial! Die Rechtspfleger an den
Gerichten und Staatsanwalt-
schaften des Freistaates Sachsen
als Beamte des gehobenen
 Diens tes bekommen die Folgen
mehrfach zu spüren.  Landes -

regierung und Parlament wollen
dem Wähler vorgaukeln, dass es
legitim sei, den Beamten ihren
Beitrag zur Haushaltskonsolidie-
rung abzuverlangen. Sie ver-
schweigen dabei, dass die Beam-
ten eben auch Eltern, auch Pend-
ler sind, dass sie also wie alle an-
deren Bürger des Landes ohne-
hin die steigenden Kosten zu tra-
gen haben. Den Beamten wird
mit der Kürzung ihrer Bezüge ein
zusätzliches Opfer aufgebürdet.
Die Staatsregierung erweist sich
als unzuverlässiger Partner.

Das Verfahren und der Ablauf
der ersatzlosen Streichung der
Sonderzahlung sowie die ge-
samte Diskussion um den Haus-
halt 2011/12 haben gezeigt,
dass die Staatsregierung und die
Mehrheit der sie tragenden Par-
teien/Abgeordneten auf eine
Politik der Konfrontation und
des Herrschens durch Spaltung
der Gesellschaft setzen. Politik,
das heißt gestalten, wird durch
eine Ideologie des Sparens um
jeden Preis ersetzt ohne die ei-
gentlichen Ursachen der Staats-
verschuldung, die politisch mo-

Wegfall der Sonderzahlung:

Reaktionen 
Mit Empörung reagieren die Mitgliedsgewerk-
schaften im sbb auf die ersatzlose Aufhebung
des Sächsischen Sonderzahlungsgesetzes. 
Lesen Sie im Folgenden einige Auszüge.
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tivierte Verschleuderung von
Steuergeldern ernsthaft zu be-
kämpfen. Die Haushaltsmittel,
die immer wieder im Millionen-
bereich eingespart werden,
werden durch Milliardenausga-
ben, für was auch immer, locker
übertroffen. Die strukturellen
Gründe für die mittlerweile
chronische Unterfinanzierung

der öffentlichen Haushalte aller
Ebenen werden aus ideologi-
schen Gründen nicht beseitigt.
Dies alles geschieht zu Lasten
des Bürgers in abhängigen Ar-
beitsverhältnissen, der immer
stärker zur Kasse gebeten wird,
zu Lasten einer immer breiter
werdenden Schicht von Abhän-
gigen der Sozialsysteme sowie
der Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes. Insgesamt hat
die Vorgehensweise der Staats-
regierung und die Mehrheit der
sie tragenden Parteien/Abgeord-
neten in dieser wie auch bei an-
deren „Reformen“ das Vertrau-
ensverhältnis massiv zerrüttet.
Und dieser Vertrauensverlust
muss Konsequenzen in der Art
und Weise der  „Zusammen -

arbeit“ und „Kooperation“ mit
dem Dienstherrn haben. Loya-
lität ist keine Einbahnstraße, die
vom Dienstherrn ausschließlich
nach seiner Willkür ausgenutzt
werden kann.

Hände weg von unserem Weih -
nachtsgeld! Unter diesem Mot-
to stand der Herbst in den säch-
sischen Dienststellen. Hinter-
grund war, dass die sächsische
Staatsregierung verkündet hat,
ab dem Jahr 2011 keine Sonder-
zahlung („Weihnachtsgeld“)
mehr an die Beamten, Richter

Von Januar bis Oktober 2010 
hat die sächsische Industrie
39 Milliarden Euro  Gesamtum -
satz erwirtschaftet. Gegenüber
dem Vergleichszeitraum des Kri-
senjahres 2009 stand  damit ein
Plus von 10,7 Prozent zu Buche.
Sogar Bundeswirtschaftsminis-
ter Rainer Brüderle hat gefor-
dert, dass es Zeit ist für höhere
Tarifabschlüsse. „Der Wirt-
schaftsaufschwung gehört den
fleißigen Menschen und soll
nicht an ihnen vorbeigehen.“ 

Das sind gute Voraussetzungen
für die am 4. Februar beginnen-
den Verhandlungen mit der
 Tarifgemeinschaft deutscher
Länder (TdL) und deren rund
800 000 Tarifbeschäftigten.
Nach Jahren des Verzichts –
wegen der Weltwirtschaftskrise
und um den „notleidenden“

Banken zu helfen – sowie realer
Einkommensverluste ist es an
der Zeit, dass die Beschäftigten
im öffentlichen Dienst an die-
sem Aufschwung teilhaben.

So ist die gemeinsam von dbb
tarifunion und ver.di aufgestell-
te Forderung nur logisch und
gerecht: Einen Sockelbetrag von
50 Euro, eine lineare  Er höhung
der Einkommen von drei Pro-
zent und eine tarifvertragliche
Laufzeit von 14 Monaten. Der
dbb erwartet außerdem, dass
das Tarifergebnis in den Bun -
desländern zeit- und inhalts-
gleich auf Beamte und Versor-
gungsempfänger übertragen
wird.

Allerdings hat der Verhand-
lungsführer der TdL, Hartmut
Möllring, diese Forderungen

bereits als unrealistisch und un-
finanzierbar zurückgewiesen.
Sachsen ist noch Mitglied der
TdL und hat dort ein gewichti-
ges Wort mitzureden. Allerdings
gibt es immer wieder Austritts-
drohungen aus der Sächsischen
Staatsregierung, zuletzt im Zu-
sammenhang mit der Strei-
chung der Jahressonderzahlung
für die Beamten des Freistaates.
Natürlich bietet es sich aus
Sicht der Staatsregierung nun
an, im Zuge der Gleichbehand-
lung auch über die Zukunft der
Jahressonderzahlung der Ange-
stellten nachzudenken. Diesen
Wunschträumen erteilen wir
 eine klare Absage!

Wir müssen auch davon ausge-
hen, dass nach der dritten und
letzten Einkommensrunde am
9./10. März 2011 vielleicht kein

vernünftiges Angebot der
 Arbeitgeber vorliegt.

Dann werden auch die Mit-
gliedsgewerkschaften des sbb
dem Arbeitgeber durch ent-
sprechende Maßnahmen zei-
gen, dass wir hart für unsere
Forderungen kämpfen. 

Gerade in Sachsen haben wir
das im Rahmen der letzten Ein-
kommensrunde mit mehreren
Großdemonstrationen und
Warnstreikaktionen eindrucks-
voll unter Beweis gestellt.

Steffen Winkler

Vorsitzender der Tarifkommis-
sion im sbb und stellvertreten-

der Landesvorsitzender

Einkommensrunde 2011:

Gutes Geld für gute Arbeit
Die deutsche Wirtschaft hat 2010 das stärkste Wachstum seit dem Wieder-
vereinigungsboom geschafft, das Bruttoinlandsprodukt ist um 3,6 Prozent
gestiegen. Für das laufende Jahr rechnen Ökonomen mit einem Wachstum
von gut zwei Prozent. Die Zahl der Arbeitslosen ist unter drei Millionen ge-
sunken, die Steuereinnahmen – auch die der Länder – sprudeln wieder. 

Steffen Winkler>

und Vorsorgeempfänger zu
 zahlen. Dieser Eingriff in die
 Bezügetüten unserer Kollegen
führt dazu, dass die sächsi-
schen Beamten ab 2011 an der
15. Stelle im Bundesvergleich
stehen. Gleichzeitig steht unser
Ministerpräsident Herr Tillich
auf Platz drei der Gehaltsliste
der Ministerpräsidenten. Mit
dieser Maßnahme hat der Land-
tag dazu beigetragen, dass es
immer schwieriger wird, junge,
motivierte Menschen für  eine
Tätigkeit im öffentlichen Dienst
zu begeistern. Angesichts eines
bevorstehenden Fachkräfte-
mangels kann sich kein öffent-
licher Dienst erlauben, demoti-
vierte Beamte zu haben. Gute
Bezahlung für gute Arbeit! �
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Nach intensiven Beratungen in
den verschiedenen Ausschüs-
sen und nach einem umfassen-
den Anhörungsverfahren  be -
fass te sich der Landtag am
9. Dezember 2010 abschlie-
ßend mit dem  Besoldungs -
neuregelungsgesetz.

Der Entwurf eines Gesetzes zur
Neuregelung des Besoldungs-
rechts des Landes Sachsen-
 Anhalt wurde von der Landesre-
gierung am 3. März 2010 in den
Landtag eingebracht und nach
erster Lesung zur federführen-
den Beratung in den Ausschuss
für Finanzen sowie zur Mitbera-
tung in die Ausschüsse für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur,
für Recht und Verfassung, für
Inneres und in den Ältestenaus-
schuss überwiesen. Am 10. Juni
2010 führte der Finanzaus-
schuss eine umfangreiche An-
hörung durch. Vertreter von Ver-
bänden, Gewerkschaften, Kir-
chen und kommunalen Spitzen-
verbänden und so weiter gaben
ihre Stellungnahmen zum Ge-
setzentwurf der Landesregie-
rung ab. Für den dbb äußerte
sich der stellvertretende Lan-
desvorsitzende Ulrich Stock zum
Gesetzentwurf. Einige Hinweise
und Anregungen des dbb hatte
das federführende Finanzminis-
terium bereits bei der Anhörung
zeitgleich mit den Ressorts be-
rücksichtigt, so zum Beispiel
den Wegfall des pauschalen Kir-

chensteuerabzugs bei Beamten
in Altersteilzeit und die Gleich-
stellung eingetragener Lebens-
partnerschaften mit den Ehen
in Besoldung und Versorgung.

Leistungsprinzip nicht 
konsequent umgesetzt

Forderungen des dbb bezüglich
der Stärkung des Leistungsprin-
zips wurden weder von der Lan-
desregierung noch vom Parla-
ment berücksichtigt.

Während der Aufstieg in den
Stufen nur erfolgt, wenn min-
destens eine anforderungsge-
rechte Leistung erbracht wurde,
kann eine Leistungsstufe verge-
ben werden, bei der der Beamte
oder die Beamtin wegen heraus-
ragender Leistungen vorab das
Grundgehalt der nächsthöheren
Stufe erhält. „Wer Schlechtleis-
tungen mit einer ,Soll‘-Vorschrift
sanktioniert und herausragende
Leistungen nur mit einer ,Kann‘-
Vorschrift honoriert, ist inkonse-
quent. Bei der ,Kann‘-Regelung
liegt die Vermutung nahe, dass
die Leistungsstufe nach Kassen-
lage vergeben wird“, sagte dbb
Landesvorsitzender Maik Wag-
ner nach der Verabschiedung
des Besoldungsneuregelungsge-
setzes im Landtag. Außerdem
bestehe seit 1998 die Möglich-
keit, das Leistungsprinzip zu
stärken. Mit dem Hinweis auf
die finanziellen Auswirkungen
habe bisher keine der Landesre-

>

gierungen von der Möglichkeit
Gebrauch gemacht, Leistungs-
prämien und Leistungszulagen
zu gewähren. „Wir befürchten,
dass der Gesetzgeber von der
Verordnungsermächtigung
wegen fehlender Haushaltsmit-
tel auch in Zukunft keinen Ge-
brauch machen wird.“ Auch die
Stellenobergrenzen seien leis-
tungsfeindlich.

Aufstieg nach 
Erfahrungszeiten

Positiv bewertet der dbb hinge-
gen die Änderung der Tabellen-
struktur der Grundgehälter.
Beim Stufenaufstieg wird nicht
mehr auf das Lebensalter, son-
dern auf die Erfahrungszeit, das
heißt auf die abgeleistete
Dienstzeit und auf förderliche
Zeiten abgestellt – mit einer
Ausnahme: Ausfallzeiten durch
Geburten und Kindererziehung
werden den Erfahrungszeiten
gleichgestellt. Übergangsrege-
lungen stellen sicher, dass es
keine Einbußen im Lebenser-
werbseinkommen der vorhande-
nen Beamtinnen und Beamten
gibt. Die Umsetzung der  Recht -
sprechung zur kindbezogenen
Besoldung, der Wegfall des pau-
schalen Kirchensteuerabzugs bei
Beamten in Altersteilzeit, die
Gleichstellung eingetragener
 Lebenspartnerschaften mit den
Ehen in Besoldung und Versor-
gung und die Schließung der so
genannten Rentenlücke bei der
Versorgung entsprechen lang-
jährigen Forderungen des dbb.
Ausdrücklich begrüßt hat der
dbb, dass mit der Ausgleichszu-
lage eine mögliche Einkom-
mensminderung ausgeglichen
wird, damit bei in Sachsen-
Anhalt benötigten Spezialisten
ein Dienstherrenwechsel nicht
wegen eines höheren Besol-
dungsniveaus des Bundes oder
eines anderen Bundeslandes
scheitert. 

>

Mehr Geld für 
Sekundarschullehrer

Unter den wenigen inhalt-
lichen Änderungen, die Ein-
gang in die Beschlussempfeh-
lung des federführenden Fi-
nanzausschusses gefunden
hatten, ist die Einstufung der
Sekundarschullehrer. Ab dem
Schuljahr 2011/2012 werden
alle neu eingestellten Sekun-
darschullehrer in die Besol-
dungsgruppe A 13 eingestuft.
Alle nach 1990 ausgebildeten
Sekundarschullehrer (Lehrer
neuen Rechts) werden bis zum
Jahr 2016 in jährlichen Beför-
derungsrunden schrittweise
in die Besoldungsgruppe A 13
überführt. Aufgrund einer ta-
riflichen Verweisung gilt die
Einstufung auch für die ange-
stellten Lehrer.

Die Sekundarschullehrer wer-
den künftig einheitlich der
 Besoldungsgruppe A 13 (Ein-
stiegsamt) zugeordnet. Bisher
wurden die Sekundarschul-
lehrkräfte mit DDR-Ausbil-
dung eine Besoldungsgruppe
höher eingestuft (Besoldungs-
gruppe A 13) als die seit 1990
ausgebildeten Lehrer (Besol-
dungsgruppe A 12). Lediglich
35 Prozent der Sekundarschul-
lehrer neuen Rechts konnten
nach A 13 befördert werden.
Nach dem Bildungsausschuss
des Landtages hatte auch der
Finanzausschuss für eine ent-
sprechende Änderung des Be-
soldungsneuregelungsgeset-
zes votiert. „Die grundständi-
ge Anhebung der Besoldungs-
gruppe für alle Sekundar-
schullehrkräfte erfolgt, weil
ihre Arbeit in einem hohen
Maße der Arbeit von Real-
schullehrkräften entspricht,
die in der Bundesbesoldungs-
ordnung und in neun Ländern
in der Besoldungsgruppe A 13
eingestuft sind“, hieß es dazu

>

Besoldungsneuregelungsgesetz: 

Landtag beschließt Neuerungen
Mit den Stimmen der Regierungsfraktionen von
CDU und SPD hat der Landtag am 9. Dezember
2010 das Gesetz zur Neuregelung des Besol-
dungsrechts des Landes Sachsen-Anhalt (Besol-
dungsneuregelungsgesetz Sachsen-Anhalt) be-
schlossen. Das neue Besoldungsrecht tritt am
1. April 2011 in Kraft. Nach Hamburg, Thürin-
gen, Baden-Württemberg und Bayern ist Sach-
sen-Anhalt das fünfte Bundesland, das die Be-
soldung grundlegend neu geregelt hat.
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in der Begründung eines Än-
derungsantrages der Fraktio-
nen der CDU und der SPD. Ziel
der höheren Einstufung ist es,
die Arbeit als Lehrer an Sekun-
darschulen attraktiver zu ma-
chen und im Wettbewerb um
junge Lehrkräfte bestehen zu
können. Ministerpräsident
Wolfgang Böhmer (CDU) und
Finanzminister Jens Buller-
jahn (SPD) stimmten gegen ei-
ne Erhöhung der Besoldung.
Während Bullerjahn den Be-
schluss aus finanzpolitischen
Erwägungen ablehnt, vertritt
Böhmer die Ansicht, dass
Sachsen-Anhalt als so ge-
nanntes Nehmerland im Län-
derfinanzausgleich bei der
 Bezahlung nicht großzügiger
sein könne als Geberländer.

Der Verband Bildung und  Er -
ziehung (VBE) Sachsen-Anhalt
begrüßte die beabsichtigte
 Änderung bei der Einstufung
der Sekundarschullehrer neu-
en Rechts. „Die Lehrer neuen
Rechts an Sekundarschulen
werden dann endlich mit den
Sekundarschullehrern mit
DDR-Ausbildung in der Besol-
dung gleichgestellt“, sagte
VBE Landesvorsitzender Hel-
mut Pastrik. Die nach 1990
ausgebildeten Lehrer leisteten
seit fast 20 Jahren eine eben-
so  engagierte und erfolgrei-
che Arbeit wie ihre Kollegen
mit DDR-Ausbildung. Es gebe
keinen sachlichen Grund, sie
schlechter zu bezahlen. Au -
ßerdem betonten Abgeordne-
te  aller Fraktionen stets, dass
die Sekundarschule gestärkt
werden müsse. „Jetzt lassen
die Abgeordneten Taten fol-
gen. Das verdient Anerken-
nung. Wir hätten uns natür-
lich gewünscht, dass die  Kol -
leginnen und Kollegen, die
 bereits im Dienst sind, zeit-
gleich mit den neu eingestell-
ten Lehrern höhergruppiert
werden.“ 

In der Gesetzesberatung wur-
de neben der Einstufung der
Sekundarschullehrer neuen
Rechts auch die Anerkennung

von Erfahrungszeiten bei ex-
ternen Bewerberinnen und
Bewerbern aus der Privatwirt-
schaft erweitert. Dies sei vor
dem Hintergrund der Öffnung
des Beamtenverhältnisses für
qualifizierte Bedienstete sinn-
voll und ausdrücklich ge-
wünscht, sagte Finanzminis-
ter Jens Bullerjahn am 9. De-
zember 2010 im Landtag. Die
Mehrkosten seien überschau-
bar, zumal externe Neuein-
stellungen auch künftig die
Ausnahme sein dürften. Hin-
sichtlich der Leistungsbezah-
lung lehnte es  Bullerjahn ab,
schon zum jetzigen Zeitpunkt
Eckdaten zur Höhe der Leis-
tungsbezahlung in den Jahren
2012 und 2013 festzulegen. Je
nach Höhe des Volumens zwi-
schen 0,3 Prozent bis 1 Pro-
zent müsste für die Beamten
ein Betrag in Höhe von 2,6
Millionen Euro bis 9 Millionen
Euro jährlich eingeplant wer-
den, bei einer leistungsorien-
tierten Bezahlung der Tarifbe-
schäftigten käme dann noch
ein Betrag in Höhe von 4 Milli-
onen Euro bis 13 Millionen Eu-
ro hinzu. „Soweit in Einzelfäl-
len für herausragende Leis-
tungen künftig ein Leistungs-
element gebraucht wird, stün-
de dafür die Leistungsstufe
zur Verfügung, bei der das
Grundgehalt der nächsthöhe-
ren Stufe gezahlt wird“, sagte
Bullerjahn. Für die Forderung
der Fraktion DIE LINKE nach
Einführung der Leistungsbe-
zahlung für die Beamtinnen
und Beamten der Kommunen
hatte Bullerjahn zwar Ver-
ständnis, weil dann zwar die
Tarifbeschäftigten und die
 Beamten in den Kommunen
gleichgestellt würden, dies
bedeute dann aber eine Un-
gleichbehandlung gegenüber
den Beamtinnen und Beam-
ten des Landes. Weil die Be-
amten des Landes und der
Kommunen gleich behandelt
werden sollen, unterstütze er
die Forderung zum jetzigen
Zeitpunkt nicht.

Rückwirkende 
Gleichstellung

Der Beginn der Gleichstellung
der eingetragenen Lebenspart-
nerschaften mit den Ehen soll
nach der Beschlussempfehlung
des Finanzausschusses in Ver-
bindung mit einem Änderungs-
antrag der Fraktionen der CDU,
DIE LINKE, der SPD und der FDP
rückwirkend zum 3. Dezember
2003 erfolgen. Beschlossen
wurde auch eine Evaluierung
des Besoldungsneuregelungs-
gesetzes innerhalb von drei Jah-
ren nach Inkrafttreten.

Obwohl ein Antrag der Fraktion
DIE LINKE nach ersatzloser
Streichung von § 26 Besol-
dungsneuregelungsgesetz kei-
ne Aussicht auf Erfolg hatte,
sorgte er für eine kontroverse,
teilweise erhitze Debatte. In
§ 26 des Gesetzes wird ausge-
schlossen, dass „Zeiten einer
Tätigkeit für das Ministerium
für Staatssicherheit oder das
Amt für Nationale Sicherheit“
als Erfahrungszeiten anerkannt
werden. Gleiches gilt für Tätig-
keiten mit einer „besonderen
persönlichen Nähe zum System
der Deutschen Demokratischen
Republik“. DIE LINKE begründe-
te ihren Antrag damit, dass in
allen Fällen Einzelfallprüfungen
vor der Verbeamtung durchge-
führt wurden und nach 20 Jah-
ren Deutsche Einheit solche Tat-

> bestände nicht mehr in neue
Gesetze aufgenommen werden
sollten. Der Vorstoß sorgte par-
teiübergreifend für Kritik. „Ich
glaube schon, dass wir als de-
mokratische Instanz, die wir
seit 20 Jahren dieses Land frei-
heitlich und demokratisch ge-
stalten, das Recht und auch die
Verantwortung haben, an die-
ser Stelle Grenzen im Sinne ei-
ner Mahnung für kommende
Generationen und auch im Sin-
ne einer Erinnerung an die ver-
gangenen Zeitumstände aufzu-
zeigen“, sagte Marco Tullner
(CDU). Neben juristischen  Kri -
terien gebe es auch politische
und moralische Kriterien zur
Bewertung von Staatsbediens -
teten. „Maßlos und ungeheuer-
lich“ fand Krimhild Fischer
(SPD) den Antrag der LINKEN.
Man könne nicht zulassen, dass
Angehörige der ehemaligen
Staatssicherheit oder haupt-
amtliche Parteifunktionäre für
ihre Tätigkeit auch noch Aner-
kennung durch den demokrati-
schen Rechtsstaat finden sol-
len. Lydia Hüskens (FDP) äußer-
te sich in der Landtagsdebatte
zwar nicht, FDP-Fraktionschef
Veit Wolpert bezeichnete den
Antrag in der Mitteldeutschen
Zeitung als „Schlag ins Gesicht
der vielen Opfer“. Dienstjahre
für das Unrechtsregime sollten
sich auch 20 Jahre nach der
Wende nicht auszahlen. �

> Rechtsberatung 2011

Rechtsberatungen für Mitglie-
der der dbb Gewerkschaften zu
Fragen ihrer beruflichen oder
gewerkschaftlichen Tätigkeit
finden in diesem Jahr statt am:

> 7. Februar 2011 in
 Magdeburg

> 7. März 2011 in Halle

> 4. April 2011 in Magdeburg

> 2. Mai 2011 in Magdeburg

> 6. Juni 2011 in Magdeburg

> 4. Juli 2011 in Magdeburg

> 5. September 2011 in
 Magdeburg

> 10. Oktober 2011 in Halle

> 7. November 2011 in
 Magdeburg

> 5. Dezember 2011 in
 Magdeburg

Die Beratungen finden in Mag-
deburg in der dbb Geschäfts-
stelle, Schleinufer 12, 39104
Magdeburg, Tel.: 0391.5619450
und in Halle in der Geschäfts-
stelle der Gewerkschaft der
 Lokomotivführer (GdL), Rudolf-
Ernst-Weise-Straße 14, 06112
Halle, Tel.: 0345.2023355, statt. 

Die Anmeldungen erbitten wir
telefonisch in der dbb Ge-
schäftsstelle in Magdeburg.
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Vor dem Hintergrund der demo-
graphischen Entwicklung beim
Personal in der Landesverwal-
tung warnt der dbb sachsen-
 anhalt seit Jahren vor den Folgen
zu geringer Neueinstellungskor-
ridore. „Der Altersdurchschnitt
der  Landesbe diens teten ist in
vielen Bereichen schon heute
viel zu hoch. Deutschlandweit
sind 74 Prozent der Lehrkräfte
40 Jahre und älter – in Sachsen-
Anhalt sind es 90 Prozent. An
den Sekundarschulen ist das
Durchschnittsalter der Lehrerin-
nen und Lehrer auf über 50 Jahre
angestiegen. Eine homogene
 Altersstruktur sieht anders aus,
die brauchen wir aber für den
Wissenstransfer zwischen den
Beschäftigten. Und wenn zum
hohen Altersdurchschnitt dann
noch ein Wettbewerb um quali-
fiziertes Personal dazu kommt,
muss die Landesregierung
gegensteuern“, sagte Wagner. 

Mehr Neueinstellungen

In einem Zwischenbericht zur
Fortschreibung des Personalent-
wicklungskonzeptes hatte Fi-
nanzminister Jens Bullerjahn
 Ende des letzten Jahres die Neu-
einstellungskorridore besonders
in den Bereichen Allgemeine
Verwaltung und Polizei nach
oben korrigiert. Danach sind
statt der bisher geplanten 7 913
voraussichtlich 9 008 Einstellun-
gen im Zeitraum 2010 bis 2020
erforderlich. Außerdem soll es
2020 13 340 Lehrerstellen im
Land geben, geplant waren zu-
nächst nur 10 000 Stellen. Mit
der Erhöhung der Neueinstel-

>

lungen soll vor allem die Überal-
terung des Personals gebremst
werden. 

Nach Informationen aus dem
 Finanzministerium zeigt die
Analyse noch eine andere Ent-
wicklung. Mit der vorhandenen
Altersstruktur lässt sich im Zeit -
raum bis 2015 ein kontinuier-
licher Personalrückgang nicht
gewährleisten. Einer zunächst
eher geringeren Anpassung in
den Jahren bis 2015 stünden
gravierende Anpassungsbedarfe
ab 2016  gegen über. 

Da dem in den kommenden Jah-
ren in den Haushalten bestehen-
den Konsolidierungsbedarf da-
mit nur eingeschränkt Rechnung
getragen werden kann, müsse es
das Ziel sein, den Personalabbau
in den Zeitraum bis 2015 vorzu-
verlagern. Dies mache gegebe-
nenfalls eine Streckung der be-
schlossenen Neueinstellungskor-
ridore erforderlich. 

Zu der von der Landesregierung
beschlossenen Zielstellung, bis
2020 einen Personalbestand von
19 Vollzeitstellen je 1 000 Ein-

wohner zu erreichen, bestehe
nach wie vor keine Alternative.
Das Land strebe für das Jahr
2020 einen Stand an, mit dem
der Durchschnitt der westdeut-
schen Flächenländer bereits seit
dem Jahr 2007 seine Aufgaben
wahrnehmen kann.

Entscheidung 2011

Die abschließende Beschlussfas-
sung zu den Neueinstellungs-
korridoren soll mit der für das
Jahr 2011 geplanten Fortschrei-
bung des Personalentwicklungs-
konzeptes im Zusammenhang
mit der Aufstellung des Doppel-
haushaltes 2012/2013 erfolgen. 

Über qualitative Aspekte der
Personalplanung wie etwa er-
weiterte Schulangebote oder
Größe der Klassen wird dann die
künftige Landesregierung nach
den Landtagswahlen im März
2011 entscheiden.

Problem bei Besetzung
der Stellen

Der Philologenverband hat
 begrüßt, dass bis 2020 über
3 000 Lehrerstellen neu geschaf-
fen werden sollen. Insbesondere
in den Sekundarschulen, Berufs-
schulen und Gymnasien sei der
Bedarf vorhanden. „Ein ernstes
Problem wird sein, die ausge-
schriebenen Stellen überhaupt
besetzen zu können, denn seit
einigen Jahren tobt ein erbitter-
ter Konkurrenzkampf um Lehr-
kräfte, besonders in den west-
lichen Bundesländern“, sagte
der Vorsitzende des Philologen-
verbandes Sachsen-Anhalt, Jür-
gen Mannke. Das Problem einer

>

>

genauen Personalplanung be-
stehe aber darin, dass zum Teil
noch Überhänge in den Gesell-
schaftswissenschaften, im Fach
Russisch und in Deutsch beste-
hen, so dass die kommende Lan-
desregierung vor allem die so
genannten „Mangelfächer“
 besetzen müsse. Das seien vor
allem die so genannten MINT-
 Fächer (Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften, Technik).
Dazu sei ein konkretes Personal-
konzept des Kultusministeriums
erforderlich. Mannke warnt in
diesem Zusammenhang ein-
dringlich vor dem Versuch,
„durch Erhöhung der Pflicht-
stundenzahl das gravierende
Lehrerpersonalproblem ent-
schärfen zu wollen“. Ebenso
 dürfe nicht an eine Vergröße-
rung von Klassenstärken ge-
dacht werden. Beide Komponen-
ten trügen zur Verschlechterung
der unterrichtlichen und päda-
gogischen Arbeitsbedingungen
bei, was am Ende zu Lasten der
Kinder und Jugendlichen in un-
seren Schulen ginge. Auch eine
Besetzung von Lehramtsstellen
mit nicht ausgebildetem Perso-
nal könne nur eine Not-, aber
keine Dauerlösung sein. „Wir er-
warten, dass die Politiker aller
Parteien dem Lehrerberuf zu
dem Ansehen verhelfen, den
dieser auch verdient. Auch durch
gesellschaftliche Anerkennung
 lassen sich junge Leute für unse-
ren schweren und schönen Be-
ruf gewinnen“, sagte Mannke.

Lehrer verbeamten
Der Verband Bildung und Erzie-
hung (VBE) ist der Auffassung,
dass in den nächsten Jahren
wesentlich mehr Lehrerstellen
benötigt werden als im Perso-
nalentwicklungskonzept der
Landesregierung veranschlagt
sind. „Neben mehr Neueinstel-
lungen an den Schulen brau-
chen wir aber auch die Verbe-
amtung der Lehrer, um im
Wettbewerb der Bundesländer
um gut ausgebildete Lehrerin-
nen und Lehrer mithalten zu
können“, sagte VBE Landeschef
Helmut Pastrik. �

>

Personalentwicklungskonzept:

Einstellungen neu bewertet
Der dbb sachsen-anhalt hat die demographiegerechte Neubewertung der
Einstellungskorridore im Personalentwicklungskonzept der Landesregie-
rung als richtig und wichtig begrüßt. „Die Anzahl der Neueinstellungen,
wie bisher, einzig vom Erreichen der Abbaurate abhängig zu machen,
 gefährdet die Leistungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes“, sagte dbb
Landeschef Maik Wagner.
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Die Forderung überrasche nicht,
gab es doch schon vor der Errich-
tung des Landesverwaltungsam-
tes 2004 heftige Debatten über
das Für und Wider eines dreistu-
figen Verwaltungsaufbaus in
Sachsen-Anhalt. Der Landesge-
setzgeber habe sich im Ergebnis
für den dreistufigen Verwal-
tungsaufbau entschieden. Ziel
war es, statt des bisherigen
Nebeneinanders vieler Sonder-

behörden eine zentrale Koordi-
nierungs- und Bündelungsbe-
hörde unter gleichzeitiger Inte-
gration der Allgemeinen und der
Fachverwaltung zu schaffen –
nicht zuletzt, um einen einheit-
lichen Vollzug der Vorschriften
zu gewährleisten und die Minis-
terien von Verwaltungsaufga-
ben zu entlasten. Außerdem
könnten zudem Aufgaben, die
nicht in dem Umfang anfallen,

um kommunalisiert zu werden
und für die das Vorhalten des
entsprechenden Personals für
die Kommunen zu aufwendig
wäre, unter einem Dach effi-
zient und kostengünstig erledigt
werden. „CDU und SPD sind in
dieser Legislaturperiode mit ei-
ner substantiellen  Funktional -
reform, die wichtige Aufgaben
des Landes auf die neu entstan-
denen Landkreise und kreis-

freien Städte übertragen sollte,
gescheitert. Wir brauchen keine
weitere Funktionalreform“, sag-
te Stock. Der dbb Vize prophe-
zeite eine Kostenexplosion,
 würde man die Aufgaben, die
jetzt in einer Behörde erledigt
werden, auf elf Landkreise, drei
kreisfreie Städte und acht
 Ministerien verteilen. 

Die Mitteldeutsche Zeitung (Aus-
gabe vom 8. Dezember 2010)
hatte berichtet, dass die CDU an-
gesichts des Bevölkerungsrück-
gangs und sinkender Einnahmen
über eine Abschaffung des Lan-
desverwaltungsamtes in Halle
nachdenke. „Angesichts von nur
noch zwei Millionen Einwohnern
muss man sich fragen, ob ein
dreistufiger Verwaltungsaufbau
in Sachsen-Anhalt noch gerecht-
fertigt ist“, sagte Holger Stahl-
knecht. Reiner Haseloff sprach
sich zunächst für eine Prüfung
aus. Für ihn sei entscheidend, ob
es Kosten- und Entbürokratisie-
rungsvorteile gebe. �

Landesverwaltungsamt:

Beamtenbund kritisiert CDU
Der dbb sachsen-anhalt hat die Forderung des innenpolitischen Sprechers
der CDU-Landtagsfraktion, Holger Stahlknecht, und des Wirtschaftsminis-
ters und CDU-Spitzenkandidaten Reiner Haseloff nach Abschaffung des
Landesverwaltungsamtes scharf kritisiert und als unbegründet zurückge-
wiesen. „Das Landesverwaltungsamt arbeitet effektiv und kostengünstig.
Deshalb müssen wir eine erneute Überprüfung nicht fürchten“, sagte der
stellvertretende dbb Landesvorsitzende und Vorsitzende der Deutschen
Verwaltungsgewerkschaft, Ulrich Stock.

würde, hat das Land dieses Pro-
jekt in neoliberaler Verblendung
vorangetrieben und steht nun
faktisch vor dem Scherbenhau-
fen einer verfehlten Justizpoli-
tik“, sagte BSBD Vorsitzender
Anton Bachl. Sicherheit und
Strafvollzug zu privatisieren,
führe erkennbar in die Irre. Der
BSBD sei mit Justizministerin
Angela Kolb einer Meinung,
dass der Strafvollzug durch des-
sen teilweise Privatisierung die
Fähigkeit verliere, schnell und
flexibel auf aktuelle Anforde-
rungen zu reagieren. Die mit

 einer Teilprivatisierung ange-
strebte Kostensenkung sei bis-
lang  nicht eingetreten. Der
BSBD Vorsitzende schrieb den
Politikern deshalb ins Stamm-
buch: „Lassen Sie ab davon,
dem Strafvollzug Organisations-
strukturen aufzupfropfen, die
die Aufgabenerledigung nicht
erfordert. Hören Sie auf damit,
dem Strafvollzug Privatisie-
rungs-Knüppel zwischen die
Beine zu werfen. Die Kollegin-
nen und Kollegen sind bis an die
Grenze ihrer Leistungsfähigkeit
belastet, da können sie politi-

sche Experimente am  aller -
wenigsten gebrauchen!“

Die durch die Bundesländer bis-
lang favorisierten Insellösungen
könnten das Problem nicht behe-
ben. Die Erkenntnis, dass Straftä-
ter vor Ländergrenzen nicht Halt
machen, sollte für die Länder ein
Signal zur Kooperation sein. Der
BSBD spreche sich nachdrücklich
für eine überregionale Zusam -
menarbeit aus und plädiere für
die Schaffung eigenständiger
Einrichtungen für den Bereich 
der Sicherungsverwahrung. �

Justizvollzugsanstalt Burg:

BSBD beklagt Verschwendung
Der Bund Deutscher Strafvollzugsbediensteter (BSBD) hat dem Land  vor -
geworfen, Geld zu verschwenden. Hintergrund ist ein Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofes, wonach Sicherungsverwahrte künftig unter wesent-
lich großzügigeren räumlichen Bedingungen unterzubringen sind und des-
halb das neue, teilprivatisierte Gefängnis in Burg nicht wie geplant, die
 Sicherungsverwahrten der drei mitteldeutschen Länder aufnehmen kann.

Mit einer Gedenkstunde ist
am 25. November 2010 im

Landtag der „Internationale Tag
gegen Gewalt an Frauen“ began-
gen worden. Unter dem Motto
„Frei leben – Nein zu Gewalt an
Frauen“ machte der Landesfrau-
enrat, dessen Mitglied der dbb
sachsen-anhalt ist, auf die Folgen
von sexueller Gewalt aufmerk-
sam. Der Landesfrauenrat forder-
te dazu auf, auch länger zurücklie-
gende Fälle von Gewalt und se-
xuellem Missbrauch ernst zu neh-
men. Nachdem im Jahr 2010 viele
Fälle von Missbrauch bekannt ge-
worden sind, haben sich auch in
Sachsen-Anhalt mehr Frauen in
den Beratungsstellen gemeldet,
sagte die Vorsitzende des Landes-
frauenrates, Ute Fischer.

>

„Obwohl längst klar war, dass
jede Änderung des Vertrages
mit dem Investor und dem
 Mitbegründer der JVA Burg zu
enormen Mehrkosten führen
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Ein „Dreierpaket“ hatte der 
tbb gefordert: Rückkehr zur 
40-Stunden-Woche, Schlie-
ßung der durch die Anhebung
des Rentenalters ab 2012 ent-
stehenden Versorgungslücke
durch freiwillige Anhebung 
der Altersgrenze und Schaf-
fung einer neuen Altersteilzeit-
regelung.

Als „Vorab-Zweierpaket“ wa-
ren diese Forderungen in die
Koalitionsvereinbarung zwi-
schen CDU und SPD eingegan-
gen: Rückkehr zur 40-Stunden-
Woche und Schließung der
durch die Anhebung des Ren-
tenalters ab 2012 entstehen-
den Versorgungslücke durch
verpflichtende Anhebung der
Altersgrenze. Der dritte Bau-
stein Altersteilzeit soll im
 Rahmen der im Jahr 2011
 notwendigen  Dienstrechts -
reform behandelt werden.

Die Situation Anfang Novem-
ber 2010: Der fällige erste
Schritt – Änderung der  Thü -
ringer Arbeitszeitverordnung
zur Wie dereinführung der 
40-Stunden-Woche – ist noch
nicht getan, weil es Zweifel
gibt, dass die verpflichtende
Anhebung der Lebensarbeits-
zeit im Landtag die notwendi-
gen Mehrheiten finden wird.
Daher besteht aktuell Unsi-
cherheit über den Zeitpunkt
der Umsetzung dieses ersten
Schrittes.

Zur Debatte steht der Zeitraum
zwischen 1. Januar 2011 und
1. August 2011, da die Gel-
tungsdauer der gegenwärti-

gen Fassung der ThürAzVO bis
zum 31. Juli 2011 befristet ist.
Ursprünglich war dafür der
31. Juli 2012 vorgesehen.

Nach unserer massiven Kritik
wurde die gegenwärtige
 Verordnung durch Kabinetts-
beschluss abweichend vom
 ursprünglichen Entwurf nicht
um zwei, sondern um ein Jahr
 verlängert.

Widersprüche

Der tbb setzt sich gegenwärtig
mit Nachdruck für die Einhal-
tung des Termins 1. Januar
2011 ein. Die Landesregierung
verstrickt sich in immer mehr
Widersprüche. Mal ist es kein
Problem, dann wieder wird
versucht, Bedingungen an 
eine Zustimmung zu knüpfen.
Dabei überbieten sich die Koa-
litionspartner an Kreativität
gegenseitig.

Bis Anfang Dezember steht die
fällige Änderung der Thüringer
Arbeitszeitverordnung nicht
auf der Tagesordnung des Ka-
binetts. „Das ist nicht der Stil,
mit dem man mit denen um-
geht, von denen täglich zuver-
lässige Pflichterfüllung für den
Staat erwartet wird“, sagte der
Landesvorsitzende des tbb,
 Helmut Liebermann, dazu. 
Und weiter: „Die Thüringer
 Beamtinnen und Beamten mit
ihren Familien haben es satt,
als Spielball im Koalitionsge-
zänk herzuhalten. Die Landes-
regierung muss begreifen,
 welchen Schaden sie anrichtet
und welchen Glaubwürdig-

> keitsverlust sie auch für die Re-
gierungskoalition des Thürin-
ger Landtags in Kauf nimmt,
wenn gegebene Zusagen nicht
eingehalten werden.“

Antwort der Ministerpräsiden-
tin: „Die Landesregierung be-
absichtigt, wie auch von dem
damaligen Innenminister
Herrn Prof. Dr. Huber angekün-
digt, die regelmäßige Arbeits-
zeit der Beamtinnen und Be-
amten auf 40 Wochenstunden
zu verringern und gleichzeitig
die Altersgrenzen anzuheben.
Ein Artikelgesetz, das sämtli-
che hierzu erforderlichen Än-
derungen im Thüringer Beam-
tengesetz, dem Thüringer Be-
amtenversorgungsgesetz und
der Thüringer Arbeitszeitver-
ordnung enthält, befindet sich
in der Abstimmung zwischen
den betroffenen Ressorts.
Grundlage hierfür ist die Über-
einkunft der Koalitionspartner
im Koalitionsvertrag, in der 
es heißt: „Eine Rückkehr zur 
40-Stunden-Woche bei Beam-
ten wird geprüft; im Falle einer
solchen Rückkehr wird unter
dem Aspekt der Gleichbehand-
lung mit den nicht beamteten

Bediensteten im öffentlichen
Dienst ein Zusammenhang mit
der Angleichung der  Lebens -
 arbeitszeiten gesehen. Aller-
dings wird die Verkürzung 
der regelmäßigen Arbeitszeit
noch nicht zum 1. Januar 2011
wirksam werden können. Dies
wird bereits durch die notwen-
dige Dauer des sich an die Be-
schlussfassung des Kabinetts
anschließenden parlamentari-
schen Verfahrens ausgeschlos-
sen. Wie das Thüringer Innen-
ministerium mitteilt, haben
Sie in einem Spitzengespräch
Gelegenheit, Ihre Überlegun-
gen vorzutragen und die Pro-
blematik umfassend zu erör-
tern. Ich bin zuversichtlich,
dass ein Verfahrensweg  ge -
funden wird, beide Vorhaben
zügig voranzutreiben und zum
Abschluss zu bringen.“

Unterschriftenaktion

Insgesamt 4 396 Unterschrif-
ten sind eingegangen. Mit die-
ser Aktion verdeutlicht der tbb,
dass die Glaubwürdigkeit der
Landesregierung erheblichen
Schaden nehmen wird, wenn
die im Juli 2010 vom damali-

>

Arbeitszeit der Beamten:

Ist die Regierung glaubwürdig?
Thüringens ehemaliger Innenminister Prof. Peter
M. Huber hatte angekündigt, dass Thüringen
mit Beginn des Jahres 2011 zur 40-Stunden-
 Woche pünktlich zurückkehre. Der tbb fordert
jetzt die Einhaltung dieser Zusage.

Übergabe der Unterschriften durch Helmut Liebermann und Burkhard
Zamboni an die Europaministerin der Staatskanzlei Marion Walsmann.

>
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gen Thüringer Innenminister
Prof. Dr. Huber gegebene Zusi-
cherung nicht eingehalten wird.

Die Landesregierung wird sich
positionieren müssen, ob sie ih-
re Glaubwürdigkeit verspielen
und die nachteiligen Thüringer
Besonderheiten aufrecht erhal-
ten will oder ob sie glaubwür-
dig bleiben und eine Anpas-
sung an die Bedingungen der
überwiegenden Mehrzahl der
anderen Bundesländer sowie
die Bedingungen der Tarifbe-
schäftigten vornehmen will.

Frau Ministerin Walsmann teil-
te anlässlich der Übergabe der
4 396 Unterschriften mit, dass
die Landesregierung an der
 Absicht festhalte, so bald wie
möglich zur 40-Stunden-Woche
zurückzukehren und dass sich
das Kabinett mit dieser Thema-
tik umgehend befassen werde.

Zu den knapp 4 400 gesammel-
ten Unterschriften sagte die
Staatskanzleiministerin: „Das
ist ein deutliches Signal, das wir
ernst nehmen müssen.“

Wenn wichtige öffentliche Aus-
sagen der CDU/SPD-Regierung
in Thüringen nicht eingehalten
werden, führt dies zu einem
Vertrauens- und Glaubwürdig-
keitsverlust, der in dieser Legis-
laturperiode nicht wieder gut
zu machen ist, so die Einschät-
zung des tbb.

Ab 1. Januar 2011 sollte laut
Ankündigung unseres früheren
Innenministers die 40-Stunden-
Woche für die Thüringer Beam-
tinnen und Beamten wieder
eingeführt sein. Noch immer
gilt aber die 42-Stunden-Wo-
che. Unsere Unterschriftenak-
tion hat zwar bewirkt, dass das
 Thema Wochen- und Lebensar-
beitszeit in der letzten Sitzung
des Thüringer Kabinetts im Jahr
2010 auf die Tagesordnung ge-
setzt wurde, der fällige Kabi-
nettsbeschluss wurde aber
noch nicht gefasst, da das  er -
forderliche einheitliche Votum
der Mitglieder des Kabinetts –
entgegen allseitiger Zusagen –

nicht herbeizuführen war. Nach
unserer Auffassung ist das ein
Skandal.

Spielball der Politik

Die Beamtinnen und Beamten
und ihre Familien werden zum
Spielball zwischen den Koali-
tionspartnern. In der Sitzung
des Thüringer Kabinetts am 
11. Januar 2011 wurde die
 Entscheidung zur Rückkehr zur
40-Stunden-Woche auf Ende
Juni 2011 weiter verschoben.

Dass die überfällige Entschei-
dung wiederum verschoben
wird, stellt einen groben Wort-
bruch dar und ist geeignet, das
Vertrauen in die Politik nach-
haltig zu stören, so Helmut Lie-
bermann, Landesvorsitzender
des tbb beamtenbund und ta-
rifunion. Er führt weiter aus:
„Es ist nicht nachzuvollziehen,
dass das Misstrauen zwischen
den Koalitionspartnern wichti-
ger ist als eine anständige
Sachpolitik.“

Die Zusage des derzeitigen
Innenministers Jörg Geibert, er
rechne mit einer Entscheidung
bis Ende Juni 2011, erscheint in
diesem Zusammenhang  wenig
Vertrauen erweckend.

Ganz anderer Meinung ist Jus-
tizminister Holger Poppenhäger
(SPD). Sein Vorschlag, die Ar-
beitszeitverordnung aus dem
Paket zur Beamtenversorgung
herauszulösen und spätestens
zum 1. Februar 2011 in Kraft 
zu setzen, wurde von den CDU-
Ministern abgelehnt. Es gebe
aber keinen Grund, das Gesetz-
gebungsverfahren im Parlament
zur Beamtenversorgung abzu-
warten, bekräftigte Poppenhä-
ger. „Gebrochene Versprechen
sind gesprochene  Verbre chen“,
hätte der frühere Bun despräsi-
dent Johannes Rau dazu gesagt.
Mit der Entscheidung des Thü-
ringer Kabinetts vom 11. Januar
2011, die 42-Stunden-Woche bis
zu einer Entscheidung Ende Juni
2011 beizubehalten, bricht die
Regierung ihr durch den ehema-
ligen In nenminister Prof. Dr. Hu-

>

ber gegebenes Versprechen. Das
ist Wortbruch, Wortbruch der
Politik der Thüringer Landesre-
gierung.

Und es geht weiter. Zur Begrün-
dung der Verschiebung der Ent-
scheidung führte Innenminister
Jörg Geibert aus, es gebe ein
Junktim zwischen der Regelung
zur Wochenarbeitszeit und dem
geplanten Gesetzesvorhaben,
das Pensionsalter für Beamte
schrittweise auf 67 Jahre  an -
zuheben. Diese „Koppelung“
 ergibt sich jedoch nicht aus
 einem zwingenden  Sachzu -
sammenhang, sondern nur 
aus der Koalitionsvereinbarung
zwischen CDU und SPD. Hier
bleibt nur nebenbei zu bemer-
ken, dass der tbb beamtenbund
und tarifunion die freiwillige
schrittweise Anhebung des Pen-
sionsalters auf 67 Jahre längst
mitträgt. Es geht nicht mehr nur
um die unterbliebene zugesagte
Rückkehr zur 40-Stunden-Wo-
che, sondern, um mit den Wor-
ten des Bun desvorsitzenden des
dbb, Peter Heesen, zu sprechen,
den Vertrauensbruch durch die,
die das Schicksal dieses Staates
steuern. Das wird als Beleidi-
gung, ja als Skandal empfunden.

Vertrauen verspielt

Von den gewählten Vertretern
der Gesellschaft wird verkannt,
dass Politik nicht allein durch
Sachzwänge bestimmt wird,
sondern immer auch eine
menschliche Komponente hat.
Das heißt: Mögen auch die
Gründe und Hintergründe für
einzelne Maßnahmen noch so
gravierend sein, es darf beim
politischen Handeln kein Ver-
trauen verspielt werden. Genau
das ist aber mit dem Koalitions-
beschluss geschehen.

Vor diesem Hintergrund wird 
es den Thüringer Beamtinnen
und Beamten schwer fallen,
den Bürgerinnen und Bürgern
Vertrauen in diese Landesregie-
rung zu vermitteln.

Wenn das Misstrauen zwischen
den Koalitionären das Handeln

>

der Landesregierung domi-
niert, wenn damit politisch un-
verantwortliche Entscheidun-
gen getroffen werden, stellt
sich auch die Frage, inwieweit
die  Handlungsfä higkeit dieser
Regierung noch gegeben ist.
Der tbb kämpft gemeinsam
mit den Beamten und Ange-
stellten im Öffentlichen Dienst
weiter für die rückwirkende
Einführung der 40-Stunden-
Woche.

Helmut Liebermann, Vorsitzen-
der des tbb beamtenbund und
tarifunion, hierzu: „Wir stehen
zu unserem Wort!“

Regierungssprecher Peter Zim-
mermann sagte MDR 1 Radio
Thüringen, Poppenhägers Äu-
ßerung zur 42-Stunden-Woche
von Beamten sei wenig hilf-
reich gewesen. Es gebe einen
eindeutigen Beschluss des Ka-
binetts, dem auch der Justizmi-
nister angehöre. Zimmermann
wies auch eine ähnlich lauten-
de Forderung des Thüringer
Beamtenbundes zurück. Die
Landesregierung habe nie von
einem anderen Zeitpunkt als
von dem Jahr 2011 gespro-
chen.  Der Termin 1. Januar
2011 sei eine „selbstgeschaffe-
ne“ Erwartung des Thüringer
Beamtenbundes. „In diesem
Falle ist zu sagen, dass die
selbstgeschaffene Erwartung
die kleine Schwester der Ent-
täuschung ist“, sagte Zimmer-
mann dem MDR. „Dies ist ein
Versuch, die Verantwortung
für den Vertrauensbruch
gegenüber den Beamten 
von sich zu schieben“, so der
Vorsitzende des tbb, Helmut
Liebermann.

„Es ist sehr bedauerlich und
höchst bedenklich, wenn nach
den Koalitionsquerelen inner-
halb der Landesregierung die
Ministerpräsidentin nunmehr
auch nicht mehr hinter ihren
Ministern zu stehen scheint“,
so dazu der Vorsitzende des
tbb weiter. 

Unter dem Motto „Gemein-
sam mehr erreichen“ stand die
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Vorgetragen werden folgende
stereotype Argumente: Thürin-
gen hat den höchsten Besatz an
Landesbediensteten innerhalb
der neuen Länder. 

Die Personalkosten Thüringens
explodierten. Diese Aussagen
werden gerne als Tatsachen
hingestellt, ohne sie überprüft
oder hinterfragt zu haben. Aus
Sicht des VHDT werden hier Tat-

sachen zumindest entstellt,
wenn nicht sogar verdreht dar-
gestellt, so dass sich diese
wohlfeilen Aussagen, in unbe-
wiesene, zum Teil sogar falsche
Behauptungen verwandeln.

Wir haben deshalb die Haushal-
te einiger Referenzländer im
Hinblick auf Bevölkerung, Per-
sonal gesamt, Ausgaben für
Vollzeit- und Teilzeitkräfte, den

Haushaltsansatz für Personal
insgesamt erfasst.

Erfasst wurde auch die Anzahl
von Bediensteten je 1 000 Ein-
wohner, das Verhältnis von Voll-
zeit- zu Teilzeitkräften und die
auf einen Einwohner des jewei-
ligen Landes entfallenden Aus-
gaben je Bediensteten. Betrach-
tet wurden die Haushalte von
Sachsen, Sachsen-Anhalt,
Rheinland-Pfalz, Schleswig-
 Holstein und Thüringen. 

Die Vergleichsdaten waren
allerdings bis auf Thüringen nur
für das Jahr 2008 greifbar. Für
Thüringen wurden die  Daten
von 2009 verwendet (Tabelle 1).

Tatsächlich hat Thüringen inner-
halb dieser Vergleichsgruppe die
meisten Bediensteten je 1 000
Einwohner. Hierbei wurde aber
nicht zwischen Teilzeit- und
Vollzeitkräften differenziert.
Thüringen hat nämlich inner-
halb dieser Vergleichsgruppe
den höchsten Anteil an Teilzeit-
beschäftigten (37,16 Prozent).

Zwangsläufig korrelieren auch
die Ausgaben je Bediensteten
mit diesen Werten. Thüringen
und Sachsen-Anhalt haben je
1 000 EW die niedrigsten Aus-
gaben für einen  Landesbe -
diens teten!

Fazit:

Die bisherige Betrachtung nach
„Köpfen“ ist falsch. Sie reprä-
sentiert in keiner Weise die
Leistungskraft beziehungs-
weise das Leistungspotenzial
einer Verwaltung, da nicht zwi-
schen Teilzeit- und Vollzeitkräf-
ten differenziert wird. Die in
der Öffentlichkeit publizierte
Zahl ist daher als stimmungs-
und meinungsbildende Pole-
mik abzutun. Der richtige An-
satz sind die Personalkosten
pro 1 000 Einwohner.

Auffällig ist noch, dass das
sonst so hoch gelobte Schles-
wig-Holstein deutlich höhere
Personalkosten pro 1 000 Ein-
wohner hat als Thüringen. Hier
würde es sich einmal für die
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VHDT:

Entwicklung der
Personalkosten 
Immer wieder sind die Personalkosten in Thü-
ringen ein Thema. So verlangt die CDU-Fraktion
des Thüringer Landtags Personalabbau über das
vereinbarte Maß hinaus; in die gleiche Richtung
gehen Äußerungen der Industrie- und Handels-
kammern und auch die Ministerpräsidentin
denkt in diese Richtung.

B Personalkosten insgesamt (HHGr. 4)
C relative Veränderung zum Vorjahr
D Anteil der Personalkosten am Gesamthaushalt
E Veränderung des Anteils der Personalkosten am Gesamthaushalt zum Vorjahr
F Zuwendungen und Zuschüsse (HHGr. 6)
G relative Veränderung der Zuwendungen und Zuschüsse zum Vorjahr

H Bauinvestitionen
I relative Veränderung der Bauinvestitionen zum Vorjahr
J Investitionen (HHGr. 8)
K relative Veränderungen der Investitionen zum Vorjahr
L Gesamtetat
M Veränderung des Gesamtetats zum Vorjahr

Haus-
haltsjahr

Personal 
T €

plus
Anteil
Ges.

Entw Ant.
Ges

Zuw. ud
Zuschüss.

in T€
plus Bau.i. T € plus Invest. T € plus

Gesamt 
in T €

plus

2004 2.438.258 26,33 % 3.823.837 291.254 1.641.803 9.259.770

2005 2.405.183 -1,36 % 25,66 % -2,57 % 3.949.648 3,29 % 243.149 -16,52 % 1.563.459 -4,77 % 9.374.782 1,24 %

2006 2.387.655 -0,73 % 25,60 % -0,20 % 3.908.551 -1,04 % 219.321 -9,80 % 1.507.917 -3,55 % 9.325.193 -0,53 %

2007 2.380.840 -0,29 % 26,41 % 3,17 % 3.823.305 -2,18 % 209.038 -4,69 % 1.429.652 -5,19 % 9.013.270 -3,34 %

2008 2.177.556 -8,54 % 23,70 % -10,30 % 4.376.333 14,46 % 237.735 13,73 % 1.284.509 -10,15 % 9.189.890 1,96 %

2009 2.204.436 1,23 % 23,78 % 0,34 % 4.443.023 1,52 % 241.395 1,54 % 1.260.853 -1,84 % 9.271.569 0,89 %

2010 2.358.381 6,98 % 24,03 % 1,06 % 4.507.178 1,44 % 272.379 12,84 % 1.568.774 24,42 % 9.815.370 5,87 %

2011 2.350.357 -0,34 % 24,79 % 3,16 % 4.518.402 0,25 % 222.271 -18,40 % 1.342.090 -14,45 % 9.482.376 -3,39 %

Legende:

Regierungserklärung der Mi-
nisterpräsidentin am 19. No-
vember 2009 im Thüringer
Landtag. Dabei sollten „Wahr-
heit, Gerechtigkeit, Freiheit“
die Basis dieses gemeinsamen
politischen Handelns sein.

Nur wenig mehr als ein Jahr
später hat sich ihre Thüringer
Staatskanzlei von dieser Basis
weit entfernt, wenn sie tat-
sächlich die von einem ihrer
Minister gegebenen Zusagen
abstreitet.

„Gemeinsam mehr erreichen“,
das ist auch das Anliegen des
tbb. „Es kommt jetzt darauf an,
nicht noch mehr Öl ins Feuer
zu gießen, stattdessen zu einer
sachlichen Gesprächskultur
 zurück zu finden“, erklärt der

Landesvorsitzende. Der tbb ist

offen für Gespräche, die zur

Klärung des Sachverhalts bei-

tragen.

Helmut LIebermann

Vorsitzender des tbb

Tabelle 1
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 Befürworter von Privatisierun-
gen lohnen, zu schauen, was in
Schleswig-Holstein in welchem
Umfang in Landesbetriebe und
Landesgesellschaften über-
führt wurde.

Personalkosten-
entwicklung 

Es stellt sich die Frage, ob die
Personalkosten in Thüringen in
absoluten oder relativen Zah-
len (im Vergleich zum Gesamt-
haushalt oder einigen anderen
Titel gestiegen sind. Nur wenn
dies der Fall ist, kann von einer
Steigerung oder gar einer Ex-
plosion der Kosten gesprochen
werden.

Erfasst wurden die Thüringer
Landeshaushalte von 2004 bis
2011. Dargestellt wurden die
Personalkosten (Haushalts-
gruppe 4), ihr relativer Anteil
zum Gesamthaushalt sowie
 ihre relative Entwicklung zum
Vorjahr und ihre relative Ent-
wicklung zum Gesamthaus-
halt. Als Referenzgrößen wurde
einige andere Titelgruppen (6;
Zuwendungen und Zuschüsse,
Bauhaushalt und Investitionen,
letzterer Haushaltsgruppe 8)
hinzugefügt (Tabelle 2).

Personal nicht zu teuer

Die Personalausstattung des
Freistaates Thüringen ist weder
zu üppig noch zu teuer.

Weiterer Personalabbau stellt
die Arbeitsfähigkeit der Verwal-
tung in Frage. Bereits jetzt kön-
nen Überwachungsaufgaben
nicht mehr im erforderlichen
Maße wahrgenommen werden.

Die Lösung kann nur in einer
angemessenen Personalaus-
stattung liegen. Überstunden
verlagern das Problem nur
kurzfristig in die Zukunft. Über-
stunden können nur ein Instru-
ment sein, um kurzfristige Be-
lastungsspitzen abzubauen,
nicht aber um strukturelle Per-
sonaldefizite auszugleichen.

Die Privatisierung von Aufga-
ben ist ebenfalls keine Lösung.

>
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Der hiermit einhergehende
 Paradigmenwechsel vom
 Gemeinwohlinteresse zur
 Gewinnmaximierung lässt zu
viele Teile unserer Gesellschaft
zurück, ja stellt sogar (siehe
Bahn) ganze Infrastrukturen in
Frage.

Hinzu kommt, dass es  regel -
mäßig billiger ist, mit eigenen
Kräften zu arbeiten, wenn die-
se ausgelastet sind, als dauer-
haft Fremdkräfte zu mieten.
Einzelne Leistungen mag man
einkaufen, ganze  Aufgaben -
blöcke können nur privatisiert
werden, wenn der öffentliche
Zweck sicher, umfassend und
dauerhaft entfallen ist.

Die Personalkosten sind abso-
lut und relativ trotz wachsen-
der Pensionszahlungen gefal-
len! Die Gesamthaushalte sind
relativ stabil geblieben. Die
festzustellenden Steigerungen
der letzten Jahre gehen auf
 Tarifangleichungen zurück.

Eine dramatische Verschiebung
hat es zum Bereich Zuwendun-
gen und Zuschüsse  gegeben.

Zu einem guten öffentlichen
Dienst zählt ein angemessener
Personalbestand. Die Zahlen für
Thüringen lassen weder den
Schluss zu, dass die Personalkos-
ten explodieren, noch dass der
Personalbestand zu hoch sei.

Peter Lenz

Spende für eine großartige Sache

Insgesamt 365 Euro sind bei einer viertägigen Spendenaktion in der
Abteilung VI des Thüringer Landesverwaltungsamtes zusammenge-
kommen. Organisiert wurde diese vom Ortsverband der Gewerkschaft
der Sozialverwaltung. Alles fing mit der Idee für einen Bücherbasar
an, erzählt Susanne Zemitzsch. Dann kamen Kleidung, Kunstgewerbe
und Haushaltsgegenstände hinzu. Schließlich hat die Ortsleitung
auch jeden Tag Kuchen gebacken. Alle Bediensteten waren aufgeru-
fen, zu schauen und zu kaufen, immer in den Mittagspausen. Das
Interesse war überwältigend. Am 1. Dezember 2010 übergaben Su-
sanne Zemitzsch (rechts) und Sabine Fröhlich die Spendensumme an
Martin Oeltermann. Er ist kommissarischer Leiter des Mehrgeneratio-
nenhauses „Die Insel“. Dort sind auch die „Tafel“ und die „Kindertafel“
integriert. Die Mitarbeiter und Ehrenamtlichen dieses Familienzen-
trums leisten Hervorragendes für Menschen jeden Alters, die Rat und
Hilfe suchen. Dafür, dass dies auch weiterhin ohne Abstriche gesche-
hen kann, ist unsere Spende gedacht. Sie wurde mit großer Freude
entgegengenommen.

>

Vorankündigung
20 Jahre tbb beamtenbund und tarifunion thüringen

Festveranstaltung am 8. Juni 2011 
im Erfurter Kaisersaal

Legende:

S-T   Sachsen Anhalt R-P   Rheinland-Pfalz S-H   Schleswig-Holstein Th   Thüringen

Sachsen S-T R-P S-H Th (09)

Bevölkerung 4.192.801 2.381.872 4.028.351 2.834.260 2.249.882

Personal ges 107.288 61.943 94.084 54.964 64.678

Vollzeit 80.829 48.256 64.444 37.718 40.646

Teilzeit 26.459 13.687 29.640 17.246 16.369

Altersteilzeit 8.565 7.663

HH Ansatz (i.T €) 4.208.300 2.289.987 4.753.000 3.089.058 2.204.436

Bed je 1000 Ew 25,58862202 26,00601544 23,35546232 19,39271626 28,74728541

Verh TZ/VZ 24,66 % 35,92 % 31,50 % 31,38 % 37,16 %

Ausg je EW 1003,696574 961,4231999 1179,887254 1089,899304 979,8007184

Anmerkung: Bis auf Thüringen konnten nur Zahlen aus 2008 verwendet werden.

Tabelle 2



Immobilienkauf – Chancen 
nutzen, Fehler vermeiden

B E S T E L L E N  S I E  J E T Z T .  G A N Z  E I N F A C H .  G A N Z  W I E  S I E  W O L L E N .

N E U A U F L A G E

Der Inhalt im Überblick:

• Immobilienkauf – das optimale Objekt

zum günstigsten Preis erwerben

• Auf Augenhöhe mit den Profis

• Checklisten und Beispiele

• Kauftipps aus der Praxis

Was Sie davon haben:

Historisch niedrige Hypothekenzinsen und moderate

Immobilienpreise machen Immobilien für immer mehr

Bundesbürger interessant, ob als Kapitalanlage oder

zum Selbstbezug. Wirklich glücklich mit seiner Immo­

bilie wird auf Dauer nur der, der von Anfang an

Fehler vermeidet. Der Ratgeber aus der Praxis für

die Praxis zeigt Immobilienkäufern, worauf sie achten

müssen, um eine Kaufentscheidung zu treffen, die

sich auch nach Jahren noch als richtig erweist.

So bestellen Sie ganz einfach: 

Sie können mit nebenstehendem Bestellcoupon per

Post oder Fax bestellen. Oder Sie teilen uns

Ihren Wunsch per E­Mail oder über Internet mit.

208 Seiten ISBN: 978­3­87999­053­5
W 14,90*

* zuzügl. Porto und Verpackung

Datum/Unterschrift

BESTELLCOUPON

__ Exemplar/e „Leitfaden für Käufer von Häusern und 

Eigentumswohnungen – 22. Auflage“

Verlagsprogramm

Zuschicken oder faxen

Name

Anschrift

gtb
godesberger taschenbuch-verlag
Winkelsweg 2 · 53175 Bonn

Unsere Berliner Auslieferung erreichen Sie unter

Telefon: 030 / 726 19 17 23

Telefax: 030 / 726 19 17 49

E-Mail: Kontakt@gtbverlag.de


